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1 Veranlassung 
Die Firma Müller Sachsen GmbH plant an ihrem Standort in Leppersdorf die 
Errichtung eines Kraftwerks, welches mit Abfällen (sog. Ersatzbrennstoffen) 
betrieben werden soll. Die Anlage soll dazu dienen, die örtliche Molkerei 
kostengünstig und langfristig mit Dampf und elektrischer Energie zu 
versorgen. 

Der vorgesehene Standort der Verbrennungsanlage schließt östlich an die 
bisherigen Anlagen an. Er befindet sich im bisher unbeplanten 
Außenbereich, so dass Einvernehmen zwischen den Beteiligten besteht, 
dass das Vorhaben ohne eine Bauleitplanung durch die Gemeinde nicht 
verwirklicht werden kann. 

Die Gemeinde möchte den best möglichen Schutz vor Immissionsbe-
lastungen ihrer Bürgerinnen und Bürger erreichen und diesen – ebenfalls 
soweit wie möglich – bereits in der Bauleitplanung bzw. im Durchführungs-
vertrag festschreiben. Um dies zu erreichen hat die Gemeinde das 
Umweltnetzwerk beauftragt, die in diesem Verfahren bisher vorliegenden 
Unterlagen zu den Bereichen Luftschadstoffe, Stand der Technik, Lärm- und 
Brandschutz auf Plausibilität zu untersuchen und ggf. Vorschläge für 
Verbesserungen und den Durchführungsvertrag zu unterbreiten. 

Die Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen erfolgte in mehreren 
Schritten. Zunächst wurde geprüft, inwieweit die Anlagenplanung den ein-
schlägigen administrativen Vorgaben, die für Abfallverbrennungsanlagen 
insbesondere durch die 17. BImSchV und die TA-Luft konkretisiert werden, 
entspricht. Dabei beziehen sich die Anforderungen der 17. BImSchV 
insbesondere auf die Anlagentechnik und die Anforderungen der TA-Luft 
speziell bei Abfallverbrennungsanlagen insbesondere auf die Ermittlung der 
Immissions-Kenngrößen zu Vor-, Zusatz- und Gesamtbelastung. 

In einem zweiten Schritt wurde untersucht, ob die Anlage die Vorgaben des 
Merkblattes zum best verfügbaren Stand der Technik der Europäischen 
Kommission einhält.  

Sowohl bei der Prüfung der administrativen Vorgaben, als auch bei der 
Prüfung inwieweit die Anlagenplanung dem BVT-Merkblatt entspricht, 
werden in dieser Stellungnahme nur solche Punkte angesprochen, in denen 
Abweichungen von den entsprechenden Vorgaben vorliegen. Allein das BVT-
Merkblatt enthält in Kapitel fünf 48 allgemeine Anforderungen an Abfallver-
brennungsanlagen und 5 spezifische Anforderungen an EBS-Anlagen, so 
dass die Dokumentation jeder einzelnen Vorgabe im Rahmen dieser 
Stellungnahme zu viel Raum einnehmen würde.  
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Ein letzter Prüfungsschritt befasst sich mit der Frage, ob Anforderungen an 
die Anlage, die über den Stand der Technik hinausgehen, aus Sicht des 
Umweltnetzwerkes erforderlich oder zumindest vernünftig sind und inwieweit 
solche Maßnahmen bereits im Rahmen der vorliegenden Anlagenplanung 
umgesetzt wurden. 

In dem hiermit vorgelegten Bericht wurde die Bearbeitung der einzelnen 
Prüfungsschritte, so weit dies sinnvoll erschien, in Themenbereiche 
gegliedert. Beim Themenkomplex Brandschutz gestaltete sich eine 
Abarbeitung anhand der drei oben genannten Prüfungsschritte insofern 
schwierig, weil hier administrative Vorgaben, die speziell für 
Abfallverbrennungsanlagen anzuwenden sind, weitgehend fehlen. Deshalb 
lag beim Thema Brandschutz der Schwerpunkt der Prüfungen auf der Frage, 
inwieweit die vorgelegten Planungen dem Stand der Technik entsprechen. 

Grundlage der Prüfung des Umweltnetzwerkes war die Version des Geneh-
migungsantrages, die mit Datum vom 16.7.2008 beim Landratsamt Bautzen 
eingereicht wurde. Zum Zeitpunkt der Bearbeitung dieser Stellungnahme 
wurde der Antrag vom Landratsamt noch auf Vollständigkeit geprüft. 

Aufgrund vorgegebener zeitlicher Abläufe hat das Umweltnetzwerk am 
10.09.2008 vorläufige Vorschläge für den Durchführungsvertrag an die 
Gemeinde Wachau übergeben (siehe Kap. 10). Die weitere Bearbeitung der 
Unterlagen hat aus Sicht des Umweltnetzwerks die Berechtigung dieser 
Vorschläge bestätigt. Sie wurden in einigen Punkten ergänzt (siehe Kap. 9). 
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Ein solcher Vorschlag wurde verworfen, da die Transportaufwendungen für 
aus dem Ausland angelieferte Abfälle nicht zwingend höher sein müssen als 
für Abfälle die in Deutschland entstehen. Beispielsweise würden beim 
Transport von Abfällen aus Süddeutschland wesentlich höhere Umwelt-
belastungen entstehen, als wenn die selben Abfallmengen aus grenznahen 
Anlagen in Tschechien oder Polen angeliefert werden würden. Darüber 
hinaus ist fraglich, ob eine Regelung, die die Annahme von ausländischen 
Abfällen in der Anlage verbietet, in der Praxis überhaupt umsetzbar wäre ,da 
ggf. auch ausländischer Abfall in deutschen Anlagen zu Ersatzbrennstoff 
aufbereitet werden kann. Mit jedem weiteren Zwischenhändler ist die 
Herkunft des Abfalls schwieriger nachweisbar. 

Die Gefahr höherer Schadstoffgehalte in ausländischem Abfall, die potentiell 
besteht, wie durch aktuelle Lieferungen radioaktiven Abfalls aus Neapel 
/Italien nach Deutschland bestätigt wurde [Presse 2008 / Kl. Anfrage 
Hamburg 2008], ist durch effektive Inputkontrollen so weit wie möglich zu 
minimieren. Hierzu wurden für den Durchführungsvertrag vom 
Umweltnetzwerk Vorschläge erarbeitet. 

3.2 Eingangskontrolle 

3.2.1 Administrative Vorgaben 
Gemäß Kapitel 3.4 des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsantrages 
besteht die Kontrolle der angelieferten Ersatzbrennstoffe im Wesentlichen in 
einer Mengenermittlung an der Waage sowie der Überprüfung der 
Begleitscheine. Der angelieferte Ersatzbrennstoff soll "durch besonders 
geschultes Personal in Augenschein genommen" werden. 

 

Auf einer öffentlichen Informationsveranstaltung am 15.10.2008 in 
Leppersdorf wurden von der Firma Müller Sachsen GmbH Inputkontrollen in 
Form von Stichproben-Analysen genannt. In der Version des Genehmigungs-
antrages, mit Datum vom 16.7.2008, die dem Umweltnetzwerk zur Begut-
achtung vorlag, sind Angaben zu stichprobenartigen Analysen nicht 
enthalten. In Kap. 10.4.2 des Antrages wird aber eine Fläche genannt, die 
„für erforderliche Sichtung/Beprobung der angelieferten Brennstoffe vorge-
sehen“ ist. Der Vorhabensträger hält sich offenbar die Möglichkeit einer 
Probeabnahme bei angelieferten Abfällen offen. Konkrete Aussagen ob, und 
in welcher Häufigkeit wie ggf. eine Erprobung durchgeführt werden soll, 
enthält der Genehmigungsantrag allerdings nicht. 

Anforderungen zur Annahmekontrolle und Sicherstellung bei der Einlieferung 
eines Abfalls an eine Abfallbehandlungsanlage sind in Nr. 6.2.2 der TA 
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Siedlungsabfall enthalten. Die dort enthaltenen Vorgaben zur Mengener-
mittlung, Feststellung der Abfallart, sowie zur Durchführung von 
Sichtkontrollen werden im Genehmigungsantrag beschrieben. 

 

3.2.2 Vorgaben des BVT-Merkblatts 
Nummer 4 des BVT-Merkblatts fordert im Rahmen der Qualitätskontrollen 
der eingehenden Abfälle eine Überprüfung, Probenahme und Untersuchung 
angelieferter Abfälle. 

Eine Probenahme und Untersuchung angelieferter Abfälle ist im Rahmen der 
Eingangskontrolle bei der geplanten Abfallverbrennungsanlage in 
Leppersdorf nicht vorgesehen. 

Die Anlagenplanung entspricht in diesem Punkt nicht dem Stand der best 
verfügbaren Technik. 

Weiterhin fordert Nr. 4 des BVT-Merkblattes Detektoren für radioaktives 
Material. Solche Detektoren sind für die geplante Anlage in Leppersdorf nicht 
vorgesehen. Auch in diesem Punkt entspricht die Anlagenplanung nicht dem  
Stand der best verfügbaren Technik.  

 

3.2.3 Weitergehende Anforderungen 
Da es sich insbesondere bei Ersatzbrennstoff um ein Vielstoffgemisch 
handelt, das aus sehr unterschiedlichen Abfallarten mit sehr 
unterschiedlichen Schadstoffkonzentrationen zusammengesetzt sein kann, 
ist nicht auszuschließen, dass Schadstoffeinträge über den Abfallinput 
erfolgen, die die zugelassenen Maximalkonzentrationen überschreiten. 

Aus diesem Grund ist das Umweltnetzwerk der Auffassung, dass zur 
Überwachung der maximal festgelegten Schadstoffkonzentrationen wirksame 
Eingangskontrollen festzulegen sind, die eine regelmäßige stichprobenartige 
Überprüfung der angelieferten Abfälle auf die darin enthaltenen 
Schadstoffgehalte im Rahmen von Kontrollanalysen beinhalten. 

Solche Inputkontrollen wurden beispielsweise im Genehmigungsbescheid für 
die Abfallverbrennungsanlage der Firma „Energieanlage Rheinberg GmbH“, 
die Energie an die Firma Solvay in Rheinberg liefern soll, in Kap. 6.3.2 
festgelegt [Rheinberg 2008]. 

Anhang 2 enthält Regelungen, die von den Vorgaben des oben genannten 
Genehmigungsbescheides für die EBS-Anlage in Rheinberg abgeleitet sind. 
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Die Emissionsüberwachung kann Qualitätskontrollen beim Abfallinput nicht 
vollständig ersetzen. Der Grund hierfür liegt darin, dass bei den meisten 
Schwermetallen eine kontinuierliche Überwachung emissionsseitig nicht 
möglich ist. Die in großen Abständen durchzuführenden Überwachungs-
messungen können deshalb nur eine Momentaufnahme abbilden. Daher sind 
sowohl Eingangskontrollen als auch die Überwachung der Emissionen 
notwendig, um eine möglichst große Sicherheit zu schaffen. Das im Anhang 
2 dokumentierte Qualitätsmanagement stellt nach dem Wissen des Umwelt-
netzwerkes das bisher wirksamste Konzept bei gleichzeitig vertretbarem 
Aufwand für den Anlagenbetreiber dar. Es ist allerdings nicht so, dass das 
Qualitätsmanagement in Rheinberg einen einmaligen Sonderfall darstellt. 
Vielmehr hat sich deren Erfordernis in den letzten Jahren jedenfalls bei den 
Verfahren, bei denen das Umweltnetzwerk bzw. die Bearbeiter dieser 
Stellungnahme beteiligt waren, durchgesetzt (vgl. z.B. die EBS-Verfahren der 
letzten Jahre in Nordrhein Westfalen, Niedersachsen und Brandenburg).  

Dort, wo ein Qualitätsmanagement im Genehmigungsbescheid installiert 
wurde, geschah dies auch deshalb, weil der  zwischen dem Anlagenbetreiber 
und dem Abfallanlieferer geschlossene Vertrag über die Abfallqualitäten, 
dem behördlichen Zugriff und einer Kontrolle samt (notwendigenfalls) 
Sanktionsmaßnahmen entzogen ist. 
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4 Anlagentechnik 

4.1 Administrative Vorgaben 
Für EBS-Verbrennungsanlagen ist als administrative Vorgabe insbesondere 
die 17. Bundesimmissionsschutzverordnung (17. BImSchV) einschlägig.  

Eine Prüfung des vorgelegten Genehmigungsantrages anhand der Vorgaben 
der 17. BImSchV ergab, dass die geplante Anlage weitgehend den Vorgaben 
dieser Verordnung entspricht. Im Folgenden werden insbesondere solche 
Punkte angesprochen, bei denen Abweichungen von der 17. BImSchV 
vorliegen bzw. bei denen weiterer Klärungsbedarf besteht. 

Die Vorgaben zur Feuerung (§4) und zu den Emissionsgrenzwerten (§5) 
werden weitgehend eingehalten. Allerdings fehlt ein konkreter rechnerischer 
Nachweis, dass die Vorgaben zur Einhaltung der Verweilzeiten in der 
Nachbrennkammer bei der vorgegebenen Mindesttemperatur sicher 
eingehalten werden können. Zu diesem Punkt finden sich nur allgemeine 
Aussagen auf Seite 2-13 der Antragsunterlagen. Beispielsweise wird 
ausgeführt, dass an der Decke des ersten Kesselzuges drei Temperatur-
messfühler installiert werden, und aus den Messdaten dieser Fühler die 
Feuerraumtemperatur in Abhängigkeit von der Last errechnet werden soll. 
Dies ist nicht ausreichend. Beim vorzulegenden rechnerischen Nachweis ist 
zu berücksichtigen, dass zur Stickoxidminderung Ammoniakwasser in der 
Nachbrennzone eingedüst werden soll, was zwangsläufig zu Kühleffekten 
führt. 

Die Vorgaben der 17. BImSchV zu kontinuierlichen Messungen werden in 
der Anlagenplanung berücksichtigt. Zur Durchführung der diskontinuierlichen 
Messungen enthält der Genehmigungsantrag weder im Kapitel 4.2.3 
„Messtechnische Überwachung der Emissionen“ noch im Kapitel 2.2.6.2 
„Leittechnik Aussagen. 

An diesem Punkt bleibt offen, ob die geplante Anlage den Vorgaben der §§ 
13 bis 15 der 17. BImSchV entspricht. 

Weiterhin finden sich in den Antragsunterlagen keine Aussagen, wie mit 
Störungen des Betriebes, insbesondere mit der Folge der Überschreitung 
von Grenzwerten umgegangen werden soll. § 16 des 17. BImSchV enthält 
diesbezüglich einschlägige Anforderungen. Es ist daher nicht gesichert, ob 
und wie die Anforderungen nach § 16 der 17. BImSchV im Rahmen der 
Anlagenplanung umgesetzt werden sollen. In diesem Punkt sollten die 
Antragsunterlagen nachgebessert  werden. 
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4.2 Stand der bestverfügbaren Technik 
Das BVT-Merkblatt zum best verfügbaren Stand der Technik für 
Abfallverbrennungsanlagen enthält in Kapitel 5 eine Reihe von 
Anforderungen an die Anlagentechnik [BVT 2005]. 

Der Großteil dieser Anforderungen, soweit sie für die geplante Technik 
einschlägig sind, wird von der Verbrennungsanlage in Leppersdorf 
eingehalten. Insbesondere entspricht die gewählte Rauchgasreinigungs-
technik den Vorgaben des BVT-Merkblatts. 

Im Folgenden werden diejenigen Bereiche angesprochen, in denen sich 
Abweichungen von den Vorgaben des BVT-Merkblattes ergeben. 

 

4.2.1 Abfallbunker 
Unter Nr. 7 des BVT-Merkblatts werden Vorkehrungen für die Geruchs-
überwachung und anderer möglicher flüchtiger Emissionen gefordert. In 
diesem Zusammenhang wird eine Abführung der Luft über ein alternatives 
Geruchsminderungsverfahren genannt.  

Für die Anlage in Leppersdorf ist eine Bunkerstillstandsentlüftung vorge-
sehen (siehe Kap. 2.2.1 der Antragsunterlagen). Die Abluft soll aber nur über 
ein Staubfilter am Bunkerdach abgeführt werden. Staubfilter sind zur Verring-
erung von Geruchsemissionen nicht geeignet. In der Praxis kommen hierfür 
insbesondere Aktivkohle- oder Herdofenkoksfilter zum Einsatz. Ein Beispiel 
hierfür ist die derzeit in Bau befindliche EBS Verbrennungsanlage in Korbach 
/Hessen. 

Nach Nr. 13 des BVT-Merkblatts ist eine visuelle Überwachung des  
Abfalllagers und der Aufgabenbereiche direkt oder unter Einsatz von 
Bildschirmen oder ähnlichem vorzusehen. 

Zwar wird in den Antragsunterlagen ausführlich eine Überwachung mit 
ferngesteuerten Videokameras beschrieben, es wird aber nicht ausgeführt, 
an welchen Stellen der Anlage die Videokamera/s installiert werden sollen. 
Insbesondere bleibt offen, ob auch für den Bunkerbereich eine Videokamera 
zur Überwachung vorgesehen ist.  

In Nr. 64 des BVT-Merkblatts wird ausgeführt, dass die Abfälle auf versiegel-
ten Oberflächen mit überwachter Dränage innerhalb überdachter, oder von 
Mauern umgebenden Gebäude zu lagern sind. In der Anlage in Leppersdorf 
ist die Lagerung des Abfalls im Abfallbunker vorgesehen. Dieser ist über-
dacht und von Mauern und Toren umgeben. Allerdings ist eine überwachte 
Dränage der Bunkersole in den Antragsunterlagen nicht beschrieben.  
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Auch aus den Zeichnungen und Plänen ist die Beschreibung einer solchen 
Technik nicht zu erkennen. 

Die Anlagenplanung entspricht in diesem Punkt nicht dem Stand der best 
verfügbaren Technik. Vorschläge zur Absicherung dieses Punktes finden 
sich im Kap. 10.2. 

 

4.2.2 Feuerraumüberwachung 
Für die Überwachung des Feuerraums soll eine Farbkamera verwendet 
werden. Stand der besten verfügbaren Technik nach Nummer 17 des BVT-
Merkblatts sind Infrarotkameras oder andere Verfahren, wie 
Ultraschallmessung oder Temperaturunterschiedsüberwachung. Ob die in 
den Antragsunterlagen beschriebene Farbkamera mit Infrarottechnik 
ausgestattet werden soll, wird in den Antragsunterlagen nicht ausgeführt. Es 
bleibt daher offen, ob die Anlagenplanung in diesem Punkt dem Stand der 
best verfügbaren Technik entspricht. 

 

4.2.3 An- und Abfahrvorgänge 
In Nummer 42 des BVT-Merkblattes wird beim Einsatz von Nasswäschern 
auf die PCDD/F-Anreicherung (Memory-Effekt) im Wäscher hingewiesen und 
die Durchführung geeigneter Maßnahmen, um diese Anreicherung zu 
begegnen und Freisetzungen durch Austritt aus dem Wäscher zu verhindern, 
als Stand der bestverfügbaren Technik beschrieben.  

Die Antragsunterlagen setzen sich mit der Problematik von Memory-Effekten 
insbesondere bei An und Abfahrtvorgängen nicht auseinander. Die Antrags-
unterlagen entsprechen in diesem Punkt nicht dem Stand der best verfüg-
baren Technik. Näheres zur Problematik von Dioxinemissionen bei Anfahr-
Vorgängen findet sich in Kap. 4.3.3 dieser Stellungnahme. 

 

4.2.4 Rauchgasreinigungsanlage 
Die geplante Rauchgasreinigung soll gemäß Anlagen- und Verfahrensbe-
schreibung (Kap. 1.2.5 der Antragsunterlagen) folgende Komponenten 
aufweisen: 

• Nicht katalytische Entstickung nach dem SNCR-Verfahren mit 
Ammoniakwasser, 
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• Turboreaktor mit Waschwasser- und Adsorbenseindüsung (Kalkhydrat 
und Herdofenkoks), 

• Gewebefilter, 

• 2-stufiger Nasswäscher bestehend aus Quench und Füllkörper-
kolonne. 

 

Die in den Antragsunterlagen beschriebene Rauchgasreinigung wird im 
BREF-Papier zum Stand der best verfügbaren Techniken in den Kapiteln 4 
und 5 beschrieben. Die geplante Rauchgasreinigungsanlage entspricht daher 
dem Stand der best verfügbaren Technik. 

Auf S. 1-19 wird in Kap. 1.2.5 der Antragsunterlagen ausgeführt, dass die im 
Nasswäscher entstehende Abluft als Verbrennungsluft dem Sekundär-
gebläse zugeführt wird, während das Waschwasser einer chemisch/ 
physikalischen Behandlung unterzogen wird und in der quasitrockenen 
Abgasreinigung verwendet wird. Die chemisch/physikalische Abwasserbe-
handlung ist Stand der Technik (siehe auch BVT-Merkblatt Kap. 5, Nr. 48). 
Der Einsatz des behandelten Abwassers in der Rauchgasreinigung ist eben-
falls Stand der Technik und wird bei allen nassen Abgasreinigungssystemen 
von Abfallverbrennungsanlagen, die derzeit in Deutschland in Betrieb sind, 
auch so gehandhabt. 

Nicht nachvollziehbar ist, warum im Nasswäscher Abluft anfallen soll. 
Denkbar ist vielmehr, dass die Abluft des dem Wäscher nach geschalteten 
Ammoniakstrippers als Verbrennungsluft eingesetzt werden soll. Eine solche 
Verfahrensweise würde dem Stand der Technik entsprechen. Im Rahmen 
des weiteren Genehmigungsverfahrens ist dieser Punkt zu klären. 

 

4.2.5 Umweltmanagement 
In Nummer 56 des  BVT-Merkblatts wird gefordert, ein Umweltmanagement-
system zu implementieren. Das BREF-Papier enthält eine Reihe von Anford-
erungen an dieses Umweltmanagementsystem. 

In den Antragsunterlagen ist ein Umweltmanagementsystem nicht beschrieb-
en. Es bleibt daher offen, ob die Umsetzung eines solchen Systems für die 
Anlage in Leppersdorf geplant ist. In diesem Punkt entspricht die Anlagen-
planung nicht den Vorgaben des BVT-Merkblatts. Einen Teil des geforderten 
Umweltmanagementsystems könnte die unter Kap. 3.2.3 beschriebene 
Qualitätskontrolle darstellen. 
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4.3 Weitergehende Anforderungen 
Über die Anforderungen der für Abfallverbrennungsanlagen einschlägigen 
administrativen Regelwerke hinaus, existiert eine Reihe von weiteren 
Maßnahmen, die ebenfalls den Stand der Technik darstellen, die aber für die 
geplante Anlage in Leppersdorf nicht zwingend vorgeschrieben sind. Einige 
dieser Maßnahmen werden im BVT-Merkblatt alternativ zu anderen 
Verfahren, die aber deutlich weniger effektiv und in der Regel kostengünstig-
er sind, beschrieben. 

Im Folgenden wird auf verschiedene solcher Maßnahmen und Techniken 
eingegangen. 

 

4.3.1 Abfallbunker 
In Fachkreisen gilt als unstrittig, dass der im Abfallbunker gelagerte Abfall als 
wassergefährdend einzustufen ist. Diese Auffassung teilt auch die 
Antragstellerin, wenn sie den Bunker im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsantrag in Kapitel 6 als Anlage zur Lagerung wassergefähr-
dender Stoffe einstuft. 

Strittig ist allerdings, in welche Wassergefährdungsklasse Abfälle und hier 
insbesondere Ersatzbrennstoff einzustufen sind. 
Das Umweltbundesamt ist der Auffassung, dass Abfälle in der Regel der 
Wassergefährdungsklasse drei zuzuordnen sind. Das Bundesministerium für 
Umwelt und Naturschutz teilt aber diese Auffassung nicht. Aus Kreisen des 
Umweltbundesamtes ist zu erfahren, dass in dieser Frage ein Vollzugsdefizit 
vorliegt. Zweifelsfrei sei aber, dass Abfälle als wassergefährdend einzustufen 
sind [Maletzki 2008].  
 
Eine eindeutige Regelung, ggf. mit einer Differenzierung nach einzelnen 
Abfallarten wird es nach Auskunft des Umweltbundesamtes erst geben, 
wenn eine entsprechende Verordnung zur Einstufung wassergefährdender 
Stoffe im Rahmen des Umweltgesetzbuches verabschiedet ist. Im Rahmen 
der Erarbeitung der Verordnung zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (VUmwS) wird es auch einen Anhang zur Einstufung von Abfällen in 
Wassergefährdungsklassen geben. Dieser Anhang sowie die gesamte 
VUmwS ist zur Zeit in Bearbeitung und liegt noch nicht als öffentlicher 
Entwurf vor. [Maletzki 2008].  
 

Erfahrungen aus anderen Genehmigungsverfahren zeigen, dass selbst 
Ersatzbrennstoffe (mangels gesetzlicher Definition) Feuchtigkeitsgehalte 
aufweisen können, nach denen nicht auszuschließen ist, dass sich an der 
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Bunkersole Flüssigkeiten sammeln. Diese können schadstoffhaltig sein. In 
diesem Fall würde es sich bei dem Bunker um einen Lagerort für flüssige 
wassergefährdenden Stoffe handeln.  

Ebenfalls kaum auszuschließen ist, dass sich im Beton der Bunkersole mit 
der Zeit und aufgrund der mechanischen Beanspruchung Haarrisse bilden. 
Im Trinkwasserschutzgebiet in Korbach/Hessen musste deswegen der 
Bunker eines EBS-Kraftwerkes doppelwandig ausgeführt werden. Auch in 
Langelsheim/Niedersachsen werden für eine EBS-Anlage erhebliche 
Sicherungen des Bunkers zum Schutz des bzw. vor Grundwasser geplant. 
Dies dürfte sich außerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes kaum 
durchsetzen lassen. In Emlichheim/Niedersachsen wurde eine Lösung 
gefunden, die mit einfachen Mitteln sehr kostengünstig verhindert, dass ggf. 
Flüssigkeiten über längere Zeit unkontrolliert ins Erdreich sickern. Sie lautet 
wie folgt:  

Die Bunkersole wird so angelegt, dass Entwässerungsbodeneinläufe 
möglich werden. An die Bodeneinläufe wird eine DN 150 Entwässer-
ungsleitung angeschlossen, die über ein Gefälle zu einem innen 
liegenden Kontrollschacht führt. Über ein Kopfloch im Kontrollschacht 
ist sie in ihrer gesamten Länge einsehbar. Im Kontrollschacht sind 
eine selbstständige Überwachungseinrichtung und zusätzlich regel-
mäßige Kontrollen durch das Betriebspersonal vorgesehen. Sofern 
Flüssigkeiten anfallen, sind sie zu beproben und je nach Ergebnis zu 
entsorgen.  

Es wird daher für den Durchführungsvertrag eine ähnliche Regelung 
empfohlen (siehe Kap. 10.2). 

4.3.2 Abgasreinigungsanlage 
Abfallverbrennungsanlagen, die in den vergangenen 5 Jahren neu in Betrieb 
gegangenen sind bzw. die sich derzeit in der Bau- oder Planungsphase 
befinden, sind in der Regel mit einem quasitrockenen oder in seiner Funk-
tionsweise vergleichbaren Rauchgasreinigungssystem, bestehend aus Kalk-
milch und Herdofenkoks (HOK)-Eindüsung ausgerüstet. Eine quasitrockene 
Rauchgasreinigungskomponente weist auch die von der Fa. Müller-Sachsen 
GmbH geplante Anlage auf (Turboreaktor mit Waschwasser- und Adsorbens-
eindüsung und anschließendem Gewebefilter). 

Zusätzlich ist für die Anlage der Fa. Müller Sachsen ein zweistufiger Wäscher 
zur Abscheidung sauerer Schadstoffe und Quecksilber geplant. Diese 
Schadstoffe können auch von der quasitrockenen Rauchgasreinigungs-
komponente abgeschieden werden. Ein zusätzlicher Wäscher bietet aber die 
Möglichkeit, deutlich geringere Reingaskonzentrationen dieser Stoffe zu 
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erreichen, wobei ein Wäscher auch zu einer weiteren Staubabscheidung 
beiträgt.  

Ein weiterer wesentlicher Vorteil eines Wäschers besteht darin, dass beim 
Ausfall oder Teilausfall des Gewebefilters der Wäscher als zusätzliche 
Sicherheitsstufe dient. Auch wenn über den Abfallinput erhebliche 
Schadstoffmengen in die Anlage eingebracht werden, die über eine 
quasitrockene Rauchgasreinigung nur unvollständig abgereinigt werden 
können, ist der Wäscher in der Lage, solche Schadstoffspitzen abzufangen. 

Im Jahr 2001 ereignete sich in der Abfallverbrennungsanlage Weisweiler ein 
Vorfall, bei dem über eine Tonne Quecksilber innerhalb relativ kurzer Zeit in 
die Verbrennung eingebracht wurde. Ein sehr großer Teil dieses 
Quecksilbers konnte bei einer anschließenden Beprobung im Waschwasser 
nachgewiesen werden. Nur ein kleiner Teil des Quecksilbers wurde dagegen 
durch die trockene Rauchgasreinigungsstufe zurückgehalten [Gebhardt 
2005]. Auch Untersuchungen an der Abfallverbrennungsanlage Borsigstraße 
bestätigten diese Erfahrungen [Seiffert/Lüder 2002]. 

Der Einsatz von Nasswäschern in Rauchgasreinigungsanlagen von Abfall-
verbrennungsanlagen hat sich seit Jahrzehnten bewährt. Der überwiegende 
Anteil der Abfallverbrennungsanlagen, die vor dem Jahr 2000 errichtet 
wurden, weist einen Wäscher auf. Bei neueren Anlagen wurde die Wäscher-
technik aus Kostengründen nur noch vereinzelt eingesetzt (zum Beispiel bei 
der Anlage in Mainz). 

Der für die Anlage in Leppersdorf geplante Teil der Rauchgasreinigung zur 
Minimierung von Stäuben, Staubinhaltsstoffen, wie z.B. Schwermetallen und 
organischen Schadstoffen, Quecksilber und saueren Schadstoffen geht 
daher über die Technik, die derzeit an vielen anderen EBS-Anlagen in 
Deutschland geplant bzw. realisiert wird, hinaus. Insbesondere der 
vorgesehene Wäscher kann zusätzlich zur geplanten quasitrockenen 
Rauchgasreinigung einen wesentlichen Beitrag zur weiteren Senkung der 
Schadstoffemissionen sowie zur Anlagensicherheit liefern. 

Die folgenden Abbildungen zeigen die Ergebnisse eines Emissionsver-
gleiches verschiedener Abfallverbrennungsanlagen mit einstufigen trockenen 
bzw. mehrstufigen nassen Systemen, der im Jahr 2006 vom Öko-Institut in 
Darmstadt durchgeführt wurde [Küppers 2006]. 

Die MVA Bielefeld, Kiel und Augsburg weisen jeweils eine mehrstufige 
Rauchgasreinigung mit Wäscher auf. Diese Anlagentechnik ist mit der 
Technik von Leppersdorf vergleichbar, wobei die Anlage in Bielefeld mit zwei 
zusätzlichen Elektrofiltern zwei Abscheidestufen mehr aufweist. Die Entstick-
ung erfolgt bei diesen drei Anlagen mit Hilfe eines Katalysators.  
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Die Abfallverbrennungsanlagen Salzbergen und Hamm weisen eine einstuf-
ige Rauchgasreinigung nach dem Trocken- bzw. Quasitrockenverfahren mit 
nichtkatalytischer Entstickung auf.  

Die Grenzwerte der 17. BImSchV können von allen betrachteten Anlagen 
eingehalten werden. Es wird aber auch deutlich, dass die mehrstufigen 
nassen Verfahren bei nahezu allen Schadstoffparametern, insbesondere 
aber HCl, Staub, Stickoxiden, Quecksilber, Schwermetallen sowie Dioxinen 
und Furanen deutlich überlegen sind.  

 

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

Bielefeld Augsburg Kiel Hamm Salzbergen

[m
g/

m
3]

HF
HCl
Staub
Cges

 

Abbildung 4-1 Emissionen von Fluorwasserstoff (HF), Salzsäure (HCl), Staub und 
Gesamtkohlenstoff (Cges) der betrachteten Abfallverbrennungsanlagen  
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Abbildung 4-2 Emissionen von Schwefeldioxid (SO2) Kohlenmonoxid (CO) 
und Stickoxiden (NOX) der betrachteten 
Abfallverbrennungsanlagen  

 

Hg

0

0,002

0,004

0,006

0,008

0,01

Bielefeld Augsburg Kiel Hamm Salzbergen

[m
g/

m
3]

 

Abbildung 4-3 Emissionen von kontinuierlich gemessenem Quecksilber (Hg) 
der betrachteten Abfallverbrennungsanlagen 

 

Bei den Emissionen von Dioxinen und Furanen (PCDD/F) sind die Unter-
schiede zwischen den trockenen und den mehrstufigen Verfahren mit nasser 
Komponente am markantesten. Sowohl die MVA Bielefeld als auch die 
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Anlagen in Kiel und Augsburg weisen Emissionen auf, die im Bereich von 
einem tausendstel des Grenzwertes der 17. BImSchV liegen. Die Unter-
schiede zwischen den drei Anlagen sind relativ gering (siehe Abbildung 4-4). 

Einstufige Rauchgasreinigungsanlagen weisen weitaus höhere Werte auf. 
Bei dem Wert z.B. für die MVA Salzbergen handelt es sich um einen Mittel-
wert aus insgesamt 5 Messkampagnen. Dieser wurde wesentlich beeinflusst 
durch einen sehr hohen Messwert von 0,074 ng/m3, der zu einer Überschreit-
ung des von der Genehmigungsbehörde festgelegten Grenzwertes von 0,05 
ng/m3 führte und relativ zeitnah zu einem Anfahrvorgang ermittelt wurde. 
Ohne diesen Wert würden die Emissionen der Anlage im Bereich 0,005 
ng/m3 und damit immer noch deutlich über denen der mehrstufigen Anlagen 
liegen. 

PCDD/F

0

0,004

0,008

0,012

0,016

0,02

Biel
efe

ld

Aug
sb

ur
g

Kiel

Hamm

Salz
berg

en

ng
/m

3

 

Abbildung 4-4 Emissionen von Dioxinen und Furanen (PCDD/F) 

 

Die folgende Abbildung zeigt die Emissionen der diskontinuierlich gemessen-
en Schwermetalle. Es werden nur solche Werte ausgewiesen, bei denen die 
Nachweisgrenze überschritten wurde. Auch hier wird deutlich, dass die mehr-
stufigen Verfahren mit nasser Komponente deutlich bessere Abscheide-
leistungen aufweisen als die einstufigen trockenen Verfahren. Die MVA Kiel 
schneidet im Vergleich am besten ab.  
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Abbildung 4-5 Diskontinuierlich gemessene Schwermetallparameter der betrachteten 

Abfallverbrennungsanlagen 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die von der Fa. Müller Sachsen 
GmbH beschriebene Rauchgasreinigungstechnik unter Berücksichtigung 
einer Nasswäsche seit vielen Jahren an anderen Anlagen zuverlässig 
arbeitet. Sie dürfte eine bessere Abscheideleistung erreichen als eine 
Technik, die einzig auf einen Gewebefilter setzt. Sie bietet darüber hinaus 
eine höhere Sicherheit im Falle von auftretenden Schadstoffpeaks oder 
Störungsfällen.  

Das Umweltnetzwerk schlägt der Gemeinde vor, vertraglich die zuvor 
beschriebene (und so derzeit auch beantragte) Rauchgasreinigungstechnik 
als Mindeststandard festzuschreiben. Das gilt auch deshalb, weil aus 
jüngerer Vergangenheit ein Fall bekannt ist, in dem sich eine Gemeinde nach 
längeren Verhandlungen mit dem Betreiber auf eine etwas aufwendigere 
Reinigungstechnik verständigt hatte. Diese wurde auch so genehmigt, der 
Betreiber ist aber dennoch während der Errichtung auf eine einstufige 
Technik umgestiegen (Beispiel der Abfallverbrennungsanlage in Emlichheim, 
Europark/Niedersachsen). 

 

Maßnahmen zur Entstickung 

Für Stickoxide liegt der Grenzwerte der 17. BImSchV derzeit bei 200 mg/m3. 
Im Zuge eines allgemeinen Maßnahmenpaketes zur weiteren Minimierung 
von Stickstoffeinträgen über die Luft durch Kraftwerke und andere industrielle 
Anlagen, plant die Bundesregierung eine Reduzierung des Stickoxid-
grenzwertes bei Abfallverbrennungsanlagen auf 100 mg/m3.  
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Die Bundesregierung wollte hierzu zunächst die 37. BImSchV erlassen. Jetzt 
soll stattdessen u.a. die 17. BImSchV entsprechend novelliert werden. 

Die Gewährleistung von Stickoxidemissionen auf niedrigem Niveau ist mit 
den derzeitig zur Verfügung stehenden Technologien möglich. Wie die in 
Abbildung 4-2 dargestellten NOx-Messergebnisse zeigen, kann ein 
Grenzwert von 100 mg/m3 beim Einsatz eines Katalysators (hier aber nicht 
beantragt) problemlos eingehalten werden. Ob ein solcher Wert auch mit 
Hilfe des SNCR-Verfahrens in Kombination mit primären NOx-Minder-
ungsmaßnahmen wie z.B. Abgasrückführung möglich ist, wird vom Umwelt-
netzwerk angezweifelt. Diese Technik ist für die Anlage in Leppersdorf der-
zeit geplant. 

Es entspricht dem Interesse der Gemeinde und nach hiesiger Auffassung 
auch der des Betreibers, bereits jetzt Vorkehrungen zu treffen, den 
zukünftigen Grenzwert einhalten zu können.  

In Rheinberg (genehmigter Grenzwert: 160 mg/m3) ist die Firma Solvay den 
Weg gegangen, einen Niedrigtemperaturkatalysator nach dem Gewebefilter 
zusätzlich zu planen (bzw. zu beantragen). Der Einsatz eines solchen 
Katalysators nach dem Gewebefilter (anstatt nach dem Wäscher) hätte den 
Vorteil, dass die Abgase nicht wieder aufgeheizt werden müssten. Das häufig 
im Zusammenhang mit einem Katalysator angesprochene Problem eines 
höheren Energieverbrauches, bedingt durch die Wiederaufheizung, kann mit 
einer solchen Lösung umgangen werden. In der Abbildung 4-6 ist eine 
Kombination aus Gewebefilter und Katalysator abgebildet, die von der Fa. 
Solvay in Rheinberg als eine mögliche Lösung für das dort genehmigte EBS-
Heizkraftwerk vorgestellt wurde. 
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Abbildung 4-6  Kombination von Gewebefilter und Niedertemperaturkatalysator 
 für die Rauchgasreinigung einer Abfallverbrennungsanlage. 

 

Mögliche Folgerungen für die Gemeinde Wachau finden sich im Kap. 10.3. 

 

4.3.3 Anfahrbetrieb 
Untersuchungen aus den vergangenen Jahren haben gezeigt, dass 
insbesondere beim Anfahrbetrieb Probleme bei Abfallverbrennungsanlagen 
durch erhöhte Dioxin- und Furankonzentrationen auftreten können. Das BVT-
Merkblatt streift diese Problematik lediglich, wenn es von Memory-Effekten 
spricht, die am Wäscher auftreten können. Auch die 17. BImSchV enthält 
speziell zur Minimierung der PCDD/F-Emissionen im Anfahrbetrieb keine 
Vorgaben. Dies ändert aber selbstverständlich nichts daran, dass auch im 
Anfahrbetrieb gewährleistet sein muss, dass keine schädlichen Umweltein-
wirkungen auftreten können. 

In den Kapiteln 2.2.4.3 und 2.4.5 des Genehmigungsantrages vom 16.7.2008 
wurde der Anfahrvorgang für die geplante Anlage beschrieben. Die dort 
enthaltenen Ausführungen waren nicht eindeutig. Auf Anfrage bei der 
Antragstellerin stellte diese mit Datum vom 10.11.2008 dem Umweltnetzwerk 
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eine Kopie der Seite 2-33 des offensichtlich in diesem Punkt geänderten 
Genehmigungsantrages zur Verfügung. Auf dieser Seite wird zum 
Anfahrbetrieb folgendes ausgeführt: 

Der Gewebefilter wird vor dem Anfahren und bei Kurzstillstand der Anlage 
mit warmer Luft beheizt. Damit wird das Gewebefilter vor Niederschlag durch 
Kondensation geschützt. Das Abgasreinigungssystem ist hierzu mit einer 
externen Aufheizleitung ausgerüstet. Die Aufheizung erfolgt mit einem 
Kanalbrenner, der mit HEL betrieben wird. 

Beim Anfahren der Anlage wird der Gewebefilter bereits mit der Vorbelüftung 
und dem Kanalbrenner vorgewärmt, bevor die Stützbrenner in Betrieb gehen. 
Nach Inbetriebnahme der Stützbrenner und Erreichen der Mindesttemperatur 
vor dem Turboreaktor wird der Kanalbrenner abgeschaltet und die Leitung 
geschlossen. 

Eine Nutzung als Bypass zum Filter erfolgt im bestimmungsgemäßen Betrieb 
nicht. Eine solche Nutzung erfolgt ausschließlich zum Anlagen- und Person-
enschutz bei folgenden Szenarien: 

 

• Erreichen der maximalen Prozesstemperatur vor Turboreaktor / 
Gewebefilter zum Schutz der Filterschläuche 

• Erreichen des maximal zulässigen Unterdrucks nach Gewebefilter 
zum Schutz des Gewebefilters vor unterschreiten des Konstruktions-
unterdrucks. 

Auch in diesem Fall dient der externe Kanal niemals als Bypassleitung 
zwischen Feuerung und Kamin. Er mündet in den Abgaskanal nach dem 
Gewebefilter. So werden die Abgase immer in den nachgeschalteten 
Nasswäscher geleitet. 

 

Die Rauchgasführung ist u.a. im Verfahrensfließbild "Abgasreinigung /Quasi-
trockene Reinigung (Fließbild Nr. 239576RI405) dargestellt. In diesem Ver-
fahrensfließbild ist die Umfahrung des Gewebefilters und des Turboreaktors 
eingezeichnet, die vor dem Wäscher wieder in den Rauchgaskanal mündet. 
Ebenfalls ist in dem Fließbild eine Aufheizleitung für die Rauchgasreinigung 
zu erkennen. Über den mit Heizöl betriebenen Kanalbrenner (Verfahrens-
fließbild 239576RI409) können Gewebefilter und Turboreaktor im Anfahr-
betrieb aufgewärmt werden.  

Wird aber der Gewebefilter mit Hilfe des Kanalbrenners aufgeheizt, kann 
nicht gleichzeitig Abgas aus dem Anfahrbetrieb über die Umfahrung des 
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Gewebefilters in entgegen gesetzter Richtung geleitet werden. In diesem 
Punkt sind die Angaben im Genehmigungsantrag nicht plausibel. 

Dessen ungeachtet geht aus der aktualisierten Beschreibung der 
Antragsunterlagen zum Anfahrbetrieb eindeutig hervor, dass eine Nutzung 
des Bypasses um den Filter bis zum Erreichen der maximalen Prozess-
temperatur vor dem Turboreaktor/Gewebefilter zum Schutz der Filter-
schläuche erfolgen soll. 

Damit wäre der Gewebefilter, der im Zusammenhang mit der Eindüsung von 
Herdofenkoks maßgeblich zur Abscheidung von Dioxinen und Furanen dient, 
zumindest zeitweise im Anfahrbetrieb nicht in Betrieb. 

Ein nachgeschalteter Wäscher ist normalerweise nicht in der Lage, einen 
nennenswerten Effekt zur Dioxinminderung beizutragen. Im Kapitel 4.4.3.1 
des BVT-Merkblattes wird hierzu ausgeführt, dass eine Minderung von 70 % 
bei der Dioxinabscheidung zu erreichen ist, wenn karbonimprägniertes Aus-
kleidungsmaterial eingesetzt wird. „Anderenfalls sind die Entfernungsraten zu 
vernachlässigen“.  

Weiterhin wird in dem oben genannten Kapitel des BVT Merkblattes ausge-
führt, dass aufgrund von PCDD/F-Anreicherungen im Wäscher ein so 
genannter Memory-Effekt auftreten kann, der „Maßnahmen erforderlich 
macht.“ Um welche Maßnahmen es sich konkret handelt, wird im BVT-Merk-
blatt nicht ausgeführt. 

Das Umfahren der Rauchgasreinigung oder eines Teiles der Rauchgas-
reinigung mit Hilfe eines Bypasses ist eine in der Praxis häufiger ange-
wendete Betriebsweise, um zu vermeiden, dass das Gewebefilter aufgrund 
der niedrigeren Temperaturen im Anfahrbetrieb verklebt. Der Betrieb eines 
Bypasses hat aber zur Folge, dass während des Anfahrbetriebes die 
entstehenden Rauchgase mehr oder weniger ungereinigt über den 
Schornstein an die Atmosphäre abgegeben werden. 

Der Anfahrbetrieb mit Bypass ist als äußerst problematisch einzustufen. Im 
Rahmen verschiedener Untersuchungen an Abfallverbrennungsanlagen 
konnte in den vergangenen Jahren nachgewiesen werden, dass die De-
Novo-Synthese von PCDD/F im Anfahrbetrieb von Abfallverbrennungsan-
lagen ein bislang unterschätztes Problem darstellt. Dies ist insbesondere vor 
den Hintergrund zu sehen, dass im Anfahrbetrieb keine Abfälle verbrannt 
werden und daher diese Betriebsphase im Zusammenhang mit der Entsteh-
ung von PCDD/F-Emissionen bislang als unverdächtig galt. 

Erkenntnisse über PCDD/F-Emissionen im Anfahrbetrieb konnten insbesond-
ere durch Messungen an der Hausmüllverbrennungsanlage in Hamburg 
Borsigstraße und an der Sonderabfallverbrennungsanlage der GSB in Eben-
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hausen gewonnen werden [Wilken et al. 2003a; Gass et al.: 2002; Gass et al. 
2003b]. 

So wurden beispielsweise an der MVA Borsigstraße/Hamburg beim Anfahr-
prozess PCDD/F-Gehalte gemessen, die ca. das 350-fache des Normal-
wertes betrugen. (siehe hierzu auch die Abb. 4-7, die die Ergebnisse der 
Messungen an der MVA Borsigstrasse zeigt). Aufgrund der Anlagen-
konfiguration haben diese vergleichsweise kurzzeitigen Spitzen zu einer 
nachhaltigen Belastung der nachfolgenden Reinigungsstufen (Gewebefilter 
mit vorausgehender HOK/Kalkhydrateindüsung, Nasswäsche,) und tagelang 
zu Grenzwertüberschreitungen geführt. Die Auswirkungen konnten über 
Wochen und Monate im Reingas in Form von deutlich erhöhten Emissionen 
nachgewiesen werden. 

Auch bei der Anlage der GSB in Ebenhausen/Bayern traten während des 
Anfahrbetriebes Grenzwertüberschreitungen auf [Dehoust et al 2005, Wilken 
2003]. Die Anlage ist ähnlich der geplanten Anlage in Leppersdorf mit einem 
Gewebefilter und einem Wäscher ausgerüstet. Allerdings erfolgte die 
Anordnung in umgekehrter Reihenfolge wie in Leppersdorf, d.h. zunächst 
durchströmen die Abgase den Wäscher und anschließend den Gewebefilter.  
In der folgenden Tabelle sind die Messwerte einer Messreihe, die währen 
des Anfahrbetriebes durchgeführt wurde, aufgeführt [Wilken 2003]. Es wurde 
direkt nach dem Kessel, nach dem Nasswäscher und schließlich im Reingas 
gemessen. Auffällig ist, dass die höchsten Werte nicht im Rohgas sondern 
nach dem Wäscher ermittelt wurden. Der Wäscher kann daher nicht 
wesentlich zur Minderung von PCDD/F-Konzentrationen im Abgas einer 
Abfallverbrennungsanlage beitragen. Im Gegenteil: Es können sogar 
sogenannte Memory-Effekte durch dort akkumuliertes PCDDF auftreten. 
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Abb. 4-7 Ergebnisse der Messungen von PCDD/F im Anfahrbetrieb der MVA 

Borsigstraße / Hamburg 
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Abb.4-8 Ergebnisse von Dioxinmessungen im Anfahrbetrieb der 
Abfallverbrennungsanlage der GSB in Ebenhausen 

 
 

Schlussfolgerungen 

Aus verschiedenen Untersuchungen aus den letzten Jahren ist bekannt, 
dass es insbesondere beim Anfahrbetrieb von Abfallverbrennungsanlagen in 
besonders hohem Maße zur Neubildung von Dioxinen und Furanen kommen 
kann. Maßnahmen zur Vermeidung der Neubildung von Dioxinen und 
Furanen und zur Abscheidung bereits neu gebildeter Dioxine und Furane 
sind daher beim Anfahrbetrieb eine besonders hohe Bedeutung zu 
zumessen. 

Bei der in Leppersdorf geplanten Anlage ist zumindest zeitweise im 
Anfahrbetrieb eine Umfahrleitung des Gewebefilters vorgesehen ist. Die 
ungereinigten Rauchgase sollen dann aber auf jeden Fall über den Wäscher 
geführt werden. Allerdings stellt sich dabei das Problem, dass Wäscher i.d.R. 
für eine Dioxinabscheidung schlecht geeignet sind und darüber hinaus 
Memory-Effekte auftreten können, die dazu führen, dass die Anlage zu 
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5 Immissionsprognose  
 

Mit Datum vom 25.7.2008 wurde von der Firma Müller BBM ein Gutachten 
zur Schornsteinhöhenberechnung, Immissionsprognose für Luftschadstoffe 
und Gerüche vorgelegt. 

Im Folgenden wird untersucht, ob die dort enthaltenen Berechnungen 
plausibel sind und den Vorgaben der TA-Luft entsprechen. 

In einem weiteren Schritt wird geprüft, welche Konsequenzen sich aus den 
Ergebnissen der Immissionsprognose ergeben würden, wenn anstatt der 
administrativen Vorgaben zur Bewertung von Zusatzbelastungen Bewert-
ungskriterien (z.B. Kühling oder Kruse-Werte) herangezogen werden, die 
strengeren Maßstäben der Umweltvorsorge entsprechen. 

 

5.1 Prüfung anhand der Vorgaben der TA-Luft 
Die TA-Luft ist eine technische Anleitung, die Vorgaben enthält, nach denen 
sich Behörden bei der Genehmigung von Anlagen, die unter das 
Immissionsschutzrecht fallen, in der Regel zu richten haben. Die TA-Luft 
enthält für Abfallverbrennungsanlagen für die Abluft aus den Schornsteinen 
keine Grenzwerte. Diese sind in der 17. BImSchV geregelt. Allerdings enthält 
die TA-Luft Vorgaben zur Erstellung von Immissionsprognosen für 
genehmigungsbedürftige Anlagen sowie zur Ermittlung der Schornsteinhöhe. 
Im Folgenden soll daher geprüft werden, inwieweit die für die geplante 
Anlage einschlägigen Anforderungen der TA-Luft im immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigungsantrag mit Stand vom 17.7.2008 umgesetzt wurden. 

 

5.1.1 Immissionsprognose 
Wesentliche Parameter, die im Rahmen einer Immissionsprognose das 
Ergebnis beeinflussen, sind u.a. 

• die Schornsteinhöhe, 

• der Abluftvolumenstrom,  

• die herangezogenen Emissionskonzentrationen, 

• die Korngrößenverteilung in den freigesetzten Stäuben, 

• die verwendeten meteorologischen Eingangsdaten im Rechenmodell, 
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Die Emissionen des Notstromaggregates wurden nicht berücksichtigt, da sie 
nach Auffassung der Autoren der Immissionsprognose nicht zum bestimm-
ungsgemäßen Betrieb zu zählen sind. Dieser Auffassung kann vom Umwelt-
netzwerk nicht gefolgt werden. Das Notstromaggregat ist einer regelmäßigen 
Überprüfung zu unterziehen. Die Emissionen, die bei dieser Prüfung freige-
setzt werden, sind zum bestimmungsgemäßen Betrieb zu zählen. Sie hätten 
daher im Rahmen der Immissionsprognose berücksichtigt werden müssen. 

Allerdings ist an dieser Stelle anzumerken, dass davon auszugehen ist, dass 
die Emissionen des Notstromaggregats nur einen sehr geringen Anteil an 
den Gesamtemissionen der Anlage ausmachen werden, die sich, wenn über-
haupt, dann im näheren Umfeld der Anlage, insbesondere auf dem Anlagen-
gelände, bemerkbar machen würden. Der Einfluss des Testbetriebes des 
Notstromaggregats auf Orte, an denen sich Menschen außerhalb des 
Anlagengeländes dauerhaft aufhalten, wird für den Standort Leppersdorf als 
vernachlässigbar eingestuft. 

 

5.1.1.3 Korngrößenverteilung 
Es wurde davon ausgegangen, dass die am Schornstein freigesetzten 
Stäube zu 100% der Fraktion PM 10 zuzuordnen sind. Diese Einschätzung 
wird als plausibel erachtet. Um die Bandbreite der möglichen Korngrößen-
verteilungen im Bereich < 10 µm abzubilden, wurde in der Immissions-
prognose sowohl mit einem PM 2,5-Anteil (Staub der Klasse 1) von 60%, als 
auch mit einem Anteil dieser Fraktion von 90% gerechnet. Diese Vorgehens-
weise wird als plausibel angesehen. 

 

5.1.1.4 Rauhigkeitslänge 
Die zur Beschreibung des Geländes gewählte mittlere Rauhigkeitslänge z0 = 
1,0 m wird als plausibel erachtet. 

 

5.1.1.5 Abluftvolumenstrom 
Der trockene Rauchgasvolumenstrom beträgt laut Genehmigungsantrag für 
die beiden Linien zusammen 308.000 Nm3/tr, bezogen auf einen Sauerstoff-
gehalt von 11%, bzw. 220.000 Nm3/tr, bezogen auf einen Sauerstoffgehalt 
von 7% (siehe Kap. 2). 

Der Rauchgasvolumenstrom ist eine entscheidende Größe bei der 
Bestimmung der von einer Abfallverbrennungsanlage ausgehenden Zusatz-
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belastungen. Er hängt in erster Linie von der Menge und Zusammensetzung 
der eingesetzten Brennstoffe ab. Vom Umweltnetzwerk wurde daher eine 
Plausibilitätsprüfung der im Genehmigungsantrag enthaltenen Daten zum 
Abgasvolumenstrom durchgeführt. 

Der Genehmigungsantrag enthält keine Daten zur mittleren Zusammen-
setzung des zur Verbrennung vorgesehenen Ersatzbrennstoffs. Damit ent-
spricht er nach Auffassung des Umweltnetzwerkes nicht den Vorgaben des 
§4a, Abs. 1 Nr. 3a der 9. BImSchV nach dem die Art, Menge und Beschaff-
enheit der Einsatzstoffe im Genehmigungsantrag enthalten sein müssen. Zur 
Berechnung des Abluftvolumenstromes werden daher Daten zur 
Brennstoffzusammensetzung herangezogen, die für Ersatzbrennstoffe 
typisch sind [MVV 2006]. Sie sind der folgenden Tabelle zu entnehmen. Der 
Wassergehalt wurde so berechnet, dass sich der für den im Feuerungs-
leistungsdiagramm im Lastpunkt N berechnete Heizwert von 14.MJ/kg ergibt. 

Tabelle 5-2 Für die Verbrennungsrechnung herangezogene Zusammensetzung des 
Abfallinputs  

Parameter 
Input 

[% Feuchtsubstanz] 
Kohlenstoff 34,7 
Wasserstoff 4,9 
Sauerstoff 20,9 
Stickstoff 1,5 
Schwefel 0,4 

Chlor 0,8 
Asche 13,9 

Wassergehalt 23 
Gesamt 100,0 

 

Die Verbrennungsrechnung kommt im Ergebnis auf einen Abgasvolumen-
strom von 256.518 Nm3/htr. bei 11% O2 bzw. 183.227 Nm3/htr. bei 7% O2. In 
Anhang 1 zu dieser Stellungnahme ist die durchgeführte Verbrennungs-
rechnung dokumentiert. Der im Genehmigungsantrag bzw. in der Immiss-
ionsprognose genannte Abgasvolumenstrom von 220.000 Nm3/htr  bei 7% O2 
ist daher nicht plausibel. Er ist um den Faktor 1,2 zu niedrig angesetzt.  

Ein niedrigerer Abgasvolumenstrom führt zu entsprechend niedrigeren emitt-
ierten Schadstofffrachten und hat wesentlichen Einfluss auf das Ergebnis der 
Immissionsprognose. Durch einen niedrigeren Abgasvolumenstrom verring-
ert sich auch die Abgasgeschwindigkeit im Schornstein was einen geringeren 
Impuls und somit eine geringere Abgasfahnenüberhöhung zur Folge hat. 
Dieser Effekt führt wiederum zu einer kleinräumigeren Verteilung der freige-
setzten Schadstoffe und zu höheren Zusatzbelastungen. In der Gesamt-
schau ist aber davon auszugehen, dass die verringerten Schadstofffrachten 
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durch den geringeren Abgasvolumenstrom überwiegen, und daher auch 
geringere Zusatzbelastungen zu erwarten sind.  

Die Annahme eines höheren Abgasvolumenstromes als tatsächlich zu 
erwarten ist, führt daher im Ergebnis erfahrungsgemäß eher zu Aussagen, 
die auf der konservativen Seite liegen. 

 

5.1.1.6 Meteorologische Daten 
Für die Ausbreitungsrechnung wurde eine meteorologische Zeitreihe 
AKTerm herangezogen. Die meteorologischen Daten wurden vom Deutsch-
en Wetterdienst in Form einer einjährigen Zeitreihe zur Verfügung gestellt. 
Die Daten wurden an der Station Dresden Klotzsche erhoben. Als Bezugs-
jahr wurde vom Deutschen Wetterdienst das Jahr 1997 empfohlen. 

Eine qualifizierte Prüfung der Übertragbarkeit einer Ausbreitungsklassenzeit-
reihe (AKTERM) des Deutschen Wetterdienstes auf den Standort Leppers-
dorf liegt den Antragsunterlagen bei. 

Der deutsche Wetterdienst prüft in diesem Papier, inwieweit die Wetterdaten 
von drei Wetterstationen (Dresden Klotsche, Görlitz und Lichtenhain-Mitteln-
dorf) den am Standort Leppersdorf zu erwartenden Häufigkeitsmaxima und - 
minima der Windrichtung sowie der zu erwartenden mittleren Windgeschwin-
digkeiten und Schwachwindhäufigkeiten nahe kommen. 

Hinsichtlich der Windrichtungsverteilung kommt der Deutsche Wetterdienst 
zu dem Ergebnis: “Keine der drei untersuchten Stationen kann für die Über-
tragung als optimal angesehen werden. Mit gewissen Einschränkungen 
stimmt die Windrichtungsverteilung von Dresden-Klotsche aber noch hin-
reichend mit den erwarteten Windverhältnissen am Standort überein.“ 

Diese Einschätzung ist nicht nachvollziehbar, da sowohl das am Standort 
Leppersdorf erwartete Maximum, das sekundäre Maximum als auch das 
Minimum der Windrichtung nicht mit den jeweiligen Maxima beziehungsweise 
Minima des Standortes Dresden Klotzsche übereinstimmen. 

Auch die Ist-Werte der mittleren Windgeschwindigkeiten und der Schwach-
windhäufigkeiten der drei Bezugsstationen liegen nicht innerhalb der vom 
Deutschen Wetterdienst angegebenen Spannen für Sollwerte am Standort 
Leppersdorf. Der Deutsche Wetterdienst kommt zu der Auffassung, dass für 
die Kaminhöhe von 65 m über Grund die etwas höhere Windgeschwind-
igkeiten der Station Dresden Klotzsche etwas besser zur prognostizierten 
Windgeschwindigkeit in Quellhöhe am Standort Leppersdorf passt als die 
Windgeschwindigkeiten der beiden anderen Stationen. 
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Tabelle 5-7 Ausschöpfung der Vorsorgewerte nach Kühling für Schadstoffdepositionen 
durch die ermittelten Zusatzbelastungen an Monitorpunkt 4 

Parameter Einheit 
Vorsorge-

wert 
Irrelevanz-
schwelle 

ermittelte 
Zusatzbel. 

Ausschöpf. 
Vorsorgewert 

Wirkung auf Pflanzen    
As µg/(m2*d) 4 0,2 0,04 1,1% 
Pb µg/(m2*d) 20 1 1,10 5,5% 
Cd µg/(m2*d) 1 0,05 0,04 3,9% 
Wirkung auf nicht vorbelastete Böden    
As µg/(m2*d) 4 0,2 0,04 1,1% 
Pb µg/(m2*d) 15 0,75 1,10 7,3% 
Cd µg/(m2*d) 0,1 0,005 0,04 39,1% 
Cr µg/(m2*d) 9 0,45 0,11 1,2% 
Ni µg/(m2*d) 6 0,3 0,15 2,6% 
Hg µg/(m2*d) 0,05 0,0025 0,038 75,6% 
Tl µg/(m2*d) 0,1 0,005 0,03 27,2% 
PCDD/F pg/(m2*d) 1 0,05 0,22 22,3% 
 

Tabelle 5-8 Emissionswerte, die einzuhalten sind, um anhand der Vorsorgewerte von Kruse 
bzw. Kühling abgeleiteten Irrelevanzschwellen zu unterschreiten.  

Parameter Wert Einheit Kurzbegründung 
Arsen 0,001 mg/m3 Luft Kruse 
Blei 0,3 mgm3 Boden Kühling 
Cadmium 0,002 mg/m3 Luft Kruse 
Chromges 0,004 mg/m3 Luft Kruse 
Nickel 0,02 mg/m3 Luft Kruse 
Quecksilber 0,001 mg/m3 Boden Kühling 
Thallium 0,002 mg/m3 Boden Kühling 
PCDD/F 0,02 mg/m3 Boden Kühling 
 

 

Ein Vorschlag für eine mögliche Vereinbarung findet sich im Kap. 10.4. 
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6 Lärm 
Mit Datum vom 17.7.2008 wurde von der Firma Müller BBM für das EBS-KW 
Leppersdorf eine Schallprognose vorgelegt. Die Prognose der 
Zusatzbelastung bezieht sich ausschließlich auf das geplante Kraftwerk. Im 
Rahmen eines immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist 
dies dann zulässig, wenn die betrachtete Anlage alle Anlagenteile, Verfahr-
ensschritte und Nebeneinrichtungen entsprechend § 1 Abs. 2 der 4. 
BImSchV umfasst. Dies ist nach Auffassung des Umweltnetzwerkes bei der 
Anlage in Leppersdorf gegeben. Für das bauplanungsrechtliche Verfahren 
würde u.U. dann etwas anderes gelten, wenn durch das Vorhaben besteh-
ende bodenrechtliche Spannungen (Konflikte) verschärft oder verstetigt 
würden, oder neue entstünden. Nach den vorgelegten Unterlagen ist dies 
jedoch nicht zu erwarten.  

 

Im Folgenden wird auf die Lärm-Prognose für das von der Firma Müller 
Sachsen GmbH beantragte Kraftwerk Leppersdorf eingegangen. 
Lärmaspekte, die das Milchwerk der Fa. Sachsenmilch oder die Bioethanol-
anlage betreffen, werden nicht betrachtet. 

Vorgaben zur Erstellung von Lärmimmissionsprognosen sowie zu erforder-
lichen Schallschutzmaßnahmen sind insbesondere in der TA Lärm enthalten. 

Das BREF-Dokument enthält unter Nr. 55 lediglich die Anforderung, dass 
Lärmschutzmaßnahmen anzuwenden sind, um den lokalen Lärmanforder-
ungen zu entsprechen. Zur Beurteilung, inwieweit die vorgenommenen Maß-
nahmen zur Lärmminderung an der Anlage in Leppersdorf ausreichend sind, 
ist daher das BREF-Dokument nicht geeignet. Im Folgenden wird daher auf 
die Vorgaben des BREF- Dokumentes nicht weiter eingegangen. 

 

6.1 Baunutzung an den ausgewählten Immissionsorten 
Es wurden zwei, beziehungsweise drei Immissionsorte festgelegt. 

In Kapitel 3.2 des Gutachtens wird als: 

 

Immissionsort 1: Wohnhaus Leppersdorf, Waldstraße 17 und als  

Immissionsort 2:  Wohngebiet "Waldblick" genannt.  
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Grundsätzlich werden beide Immissionsorte als geeignet angesehen, um die 
Zusatzbelastungen, die vom geplanten Kraftwerk ausgehen, bewerten zu 
können. 

Beide Immissionsorte der werden von den Schallgutachtern als allgemeines 
Wohngebiet eingestuft. Soweit dem Umweltnetzwerk bekannt, existiert für 
das Wohngebiet Waldblick ein Bebauungsplan. Ob das Gebiet darin als 
Allgemeines oder Reines Wohngebiet festgesetzt ist, ist dem 
Umweltnetzwerk nicht bekannt. Beim Immissionsort Waldstraße richtet sich 
die Einstufung nach der tatsächlichen Nutzung. Das Umweltnetzwerk 
empfiehlt der Gemeinde Wachau, die vorgenommenen Einstufungen zu 
prüfen.  

Im Hinblick auf Verkehrsbelastungen wird mit der Pulsnitzerstr. 20 noch ein 
dritter Immissionsort genannt. 

Dieser Immissionsort wird für die Beurteilung von Verkehrsbelastungen als 
geeignet angesehen. 

 

6.2 Von der Anlage ausgehende Geräuschemissionen 

6.2.1 Verkehr 
In der Tabelle 6-1 sind die für das Kraftwerk Leppersdorf in der Lärm-
prognose angenommenen Fahrten für LKW-Verkehr wieder gegeben. 

Eine Plausibilitätsprüfung ergab, dass die angegebenen Daten für den 
Lieferverkehr plausibel sind. Beispielsweise ergibt sich bei einem maximalen 
jährlichen Durchsatz von 325.600 t unter der Annahme einer fünf Tage 
Woche ein täglicher Durchsatz von 1.365 t. Bei der Anlieferung mit Lkw, die 
eine Nutzlast von 20 t aufweisen, würden sich 68 Lkw pro Tag für die 
Anlieferung von Ersatzbrennstoff ergeben. Wird ein Zuschlag von 20% 
berechnet für Zeiten, in denen ein leerer Bunker wieder aufgefüllt werden 
muss, z.B. nach Weihnachten, ergibt sich eine Anzahl von 82 Lkw. Werden 
40-Tonner der Berechnung zu Grunde gelegt, verringert sich die Anzahl der 
Lkw auf 34 bzw. 41. Die angegebene Anzahl an LKW von 82 für die EBS- 
Anlieferung ist daher als ausreichend konservativ zu betrachten. 
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Tabelle 6-1 In der Lärmprognose angenommene LKW-Fahrten für das geplante Kraftwerk 
Leppersdorf 

Vorgang Anzahl LKW / Tag 
Anlieferung Ersatzbrennstoff 82 
Anlieferung Adsorbentien  6 
Anlieferung sonstige Betriebsmittel 1 
Abholung Schlacke/Rostasche/AGR-Rückstände 26 
Summe: 115 
 

Nicht nachvollziehbar ist allerdings der auf S. 16 des Gutachtens ange-
gebene längenbezogene Schalleistungspegel von Lw’ = 73,5 dB(A). Im Gut-
achten fehlen Angaben zu der Länge der Transportwege auf dem Anlagen-
gelände , sowie zu den einzelnen Fahrtstrecken. Diese sind kartographisch 
darzustellen. Das Gutachten ist in diesem Punkt zu ergänzen. 

 

6.2.2 Weitere Emissionsquellen der Anlage 
Im Rahmen der Immissionsprognose für Geräusche wurde eine Vielzahl von 
Emissionsquellen berücksichtigt. Die wesentlichen Emissionsquellen stellen 
der Luftkondensator, das Rückkühlwerk, die Schornsteine der beiden Ver-
brennungslinien, die Abdampfleitung, die Silos für Betriebsmittel, die einzel-
nen Gebäudefassaden und hier insbesondere Lüftungsanlagen sowie 
Rauch- und Wärmeabzugsanlagen dar.  

Die für diese Geräuschquellen angenommenen Schallleistungspegel wurden 
auf Plausibilität geprüft. Die angenommenen Pegel sind plausibel. 

Weiterhin wurde für zusätzliche, nicht separat aufgeführte Anlagenteile, wie 
zum Beispiel die zentrale Druckluftversorgung, das Ammoniakwasserlager 
und sonstige Anlagen eine planerische Reserve von 96 dB(A) tags und 90 
dB(A) nachts angenommen. 

Auch die angenommenen Schalldämmmaße wurden geprüft und als 
plausibel erachtet. 

 

6.3 Impuls- und Tonzuschläge 
Nach Nr. A 2.5.3 der TA-Lärm ist für Teilzeiten, in denen das zu beurteilende 
Geräusch Impulse enthält, ein Zuschlag zu erteilen, der je nach Störwirkung 
zwischen 3 und 6 dB(A) liegen kann. Das selbe gilt für Geräusche, bei denen 
einer oder mehrere Töne hervortreten können (Tonzuschlag nach A 2.5.2. 
TA–Lärm). 
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In der Schallprognose der Firma Müller BBM wurden keine Ton- und Impuls-
zuschläge erteilt. Dies wird damit begründet, dass mit den vorgeschlagenen 
Schallschutzmaßnahmen sichergestellt ist, „dass auch tonale Geräusche 
entsprechend gemindert werden, so dass beim Betrieb der geplanten 
Verwertungsanlage keine ton- beziehungsweise impulshaltigen Geräusche 
an den Immissionsorten zu erwarten sind.“ 

Dies ist fachlich nicht nachvollziehbar. Impulshaltige Geräusche können bei-
spielsweise bei der Anlieferung beim Abstellen der Container auftreten. Bei 
der Anlieferung von Ersatzbrennstoff ist davon auszugehen, dass auch Lkw 
mit Anhänger, auf denen Container mit Ersatzbrennstoff transportiert werden, 
die Anlage anfahren. Etwas anderes würde nur dann gelten, wenn der Antrag 
die Anlieferung mittels Container ausschließen würde. Diese Container 
müssen vor dem Abkippen in den Bunker zunächst abgestellt und dann auf 
das Zugfahrzeug geladen werden. Diese Umladevorgänge sind regelmäßig 
mit impulshaltigen Geräuschen verbunden. Entsprechend sind Zuschläge zu 
erteilen. Dies wurde in vergleichbaren Genehmigungsverfahren auch so 
gehandhabt. Beispielsweise wurden in der Geräuschimmissionsprognose für 
eine Abfallverbrennungsanlage in Emlichheim Impulszuschläge von 6 dB(A) 
für die Abfallanlieferung durch den Umschlag von Containern gegeben 
[Gerlach 2004]. 

In dem zitierten Gutachten wurde auch ein Tonhaltigkeitszuschlag für das 
Maschinenhaus von 5 dB(A) gegeben, da tieffrequente Geräuschanteile zu 
erwarten sind. 

Es spricht daher einiges dafür, dass in der Schallprognose der Firma Müller 
BBM Zuschläge für Ton- und Impulshaltigkeit hätten vergeben werden 
müssen. Etwas anderes würde ggf. dann gelten, wenn nachgewiesen würde, 
dass derart besonders störende Geräusche an den Immissionsorten nicht 
mehr als solche wahrnehmbar wären. Ob dies der Fall ist, kann durch das 
Umweltnetzwerk nicht abschließend bewertet werden. 

 

6.4 Geräusche während der Bauphase 
Für Geräusche, die während der Bauphase des Kraftwerkes zu erwarten 
sind, wurde eine überschlägige Prognose durchgeführt. Die Prognose kommt 
zu dem Ergebnis, dass bei den als besonders geräuschintensiv eingestuften 
Arbeiten der Bauphase 1 (Erdarbeiten, Aushub) am Immissionsort 1 ein 
Beurteilungspegel von 42 dB(A) zu erwarten ist. Der Immissionsrichtwert für 
die Nacht beträgt gemäß AVV Baulärm für Allgemeine Wohngebiete 40 
dB(A).  
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7 Nicht bestimmungsgemäßer Betrieb 

7.1 Szenarien für den Störungsfall 
Mit Datum vom 18.7.2008 hat die Firma Müller BBM einen Bericht zur 
Auswirkungsbetrachtung bei Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes 
für das EBS-Kraftwerk vorgelegt. Bei den Berechnungen wurden zwei 
unterschiedliche Szenarien betrachtet. Zum einen wurde ein Brand in einem 
Abfallbunkers berechnet und zum anderen wurden die Auswirkungen beim 
Ausfall der Rauchgasreinigungsanlage betrachtet. 

Beide Berechnungen kommen zu dem Ergebnis, dass die für Störfallbe-
trachtungen einschlägigen Beurteilungsmaßstäbe bei allen betrachteten 
Parametern eingehalten werden. 

Die Berechnungen zum Bunkerbrand sind für das Umweltnetzwerk 
weitgehend nachvollziehbar. Es wurde ein 6 MW-Brand ohne thermischen 
Auftrieb mit dem für Störfallberechnungen allgemein anerkannten Modell 
nach der VDI Richtlinie 3783 Blatt 1 berechnet. 

Der kritischste Parameter ist das Blei. Die ermittelten Zusatzbelastungen 
liegen um den Faktor 7 unterhalb des zur Beurteilung herangezogenen PAC-
2 bzw. TEEL-2 Wertes von 0,25 mg/m3. Allerdings wurde für den Bleigehalt 
im Abfall nicht die beantragte Maximalkonzentration herangezogen. 
Weiterhin wurden nur die Zusatzbelastungen für elementares Blei ermittelt. In 
der Praxis dürfte das Blei aber nicht elementar sondern in verschiedenen 
Oxidationsstufen vorliegen. Die Fa. Gicon hat deshalb in einer Untersuchung 
die Zusatz Belastungen von Blei in Form von Blei-(IV)-oxid berechnet 
[GICON 2004]. 

Würde man ausgehend von der maximal beantragten Konzentration im Abfall 
die Ergebnisse der Firma Müller BBM auf Blei-(IV)-oxid umrechen, würde 
sich eine Zusatzbelastung von 0,074 mg/m3 ergeben. Dieser Wert würde 
immer noch deutlich unter dem zur Beurteilung herangezogenen PAC-2 bzw. 
TEEL-2 Wertes von 0,25 mg/m3 liegen. 

Aus den Erfahrungen des Umweltnetzwerkes mit anderen Ausbreitungsrech-
nungen für Störungsfälle von Abfallverbrennungsanlagen stellt der 
Bunkerbrand in der Regel das Ereignis dar, das zu den höchsten Zusatz-
belastungen im Umfeld der Anlage führt. 

Die Ausbreitungsrechnungen für den Ausfall der Rauchgasreinigung, die von 
der Fa. Müller BBM für das Kraftwerk Leppersdorf vorgelegt wurde, kommt 
allerdings zu dem Ergebnis, dass insbesondere bei den Schadstoffen 
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8 Brandschutz 
Mit Datum vom 24.6.2008 legte die Fa. Müller BBM für die geplante 
Verbrennungsanlage der Firma Müller Sachsen GmbH Unterlagen zum 
Brandschutz in Form eines „Brandschutznachweises“ vor.  

Allgemein üblich im Rahmen der Beantragung einer Abfallverbrennungs-
anlage ist die Vorlage eines Brandschutzkonzeptes. Kap. 7 des Brandschutz-
nachweises enthält die Bezeichnung "Brandschutzkonzept". Dieses Konzept 
umfasst insgesamt 11 Seiten und ist im Vergleich zu üblichen Brandschutz-
konzepten, wie sie auch von der Firma Müller BBM für Abfallverbrennungs-
anlagen verfasst werden, sehr knapp gehalten. Beispielsweise umfasst das 
Brandschutzkonzept für die derzeit im Genehmigungsverfahren befindliche 
EBS-Verbrennungsanlage in Paderborn Mönkeloh vom 21.5.2008, ebenfalls 
erstellt von der Firma Müller BBM 52 Seiten [Semmler 2008]. 

Im Folgenden wird geprüft, inwieweit das vorgelegte Brandschutzkonzept 
den Anforderungen an den Stand der Technik entspricht. 

 

8.1 Heranzuziehende Unterlagen/Stand der Technik 
An mehreren Stellen im Brandschutzkonzept wird auf Vorgaben der Indus-
triebaurichtlinie hingewiesen. Diese Vorgehensweise ist nicht nachvollzieh-
bar, da die Richtlinie nicht für Industriebauten anzuwenden ist, da diese 
lediglich der Aufstellung technischer Anlagen dienen und von Personen nur 
vorübergehend zu Wartungs- und Kontrollzwecken begangen werden (Ein-
hausung aufgrund des Witterungs- und Immissionsschutzes) (Nr. 2 der 
Industriebaurichtlinie). 

Dieses Ausschlusskriterium ist auch den Gutachtern der Fa. Müller BBM 
bekannt. Zumindest wird auf diese Problematik im oben genannten 
Gutachten der Firma Müller BBM eingegangen [Semmler 2008].  

Bei dem von der Fa. Müller Sachsen GmbH geplanten Kraftwerk handelt es 
sich rechtlich und tatsächlich um eine Abfallverbrennungsanlage. Aufgrund 
der besonders hohen in der Anlage vorhandenen Brandlasten sowie der 
leichten Entzündbarkeit der dort gelagerten Abfälle sind besondere - über die 
Industriebaurichtlinie hinausgehende - Anforderungen zu stellen. Deshalb 
werden die Vorgaben der Industriebaurichtlinie vom Umweltnetzwerk alleine 
für nicht ausreichend erachtet. 

Dies wird so auch im Brandschutzkonzept der ZVO Abfallwirtschafts GmbH 
MHKW Neustadt zur ergänzenden Verfahrenslinie am MHKW Neustadt vom 
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2.8.2006 sowie im Brandschutzkonzept für die Erweiterung der MVA 
Tornesch bestätigt [GAB 2007; ZVO 2006].  

Wesentlich speziellere Anforderungen an den Brandschutz in Abfallverbrenn-
ungsanlagen enthält beispielsweise die VDS 2515 des Verbandes der 
Schadensversicherer oder das KGB-Merkblatt M 214-H. Beide Regelwerke 
wurden im vorgelegten Brandschutzkonzept nicht berücksichtigt. Es wurde 
lediglich die VGB R 108, „Brandschutz im Kraftwerk“ herangezogen. Diese 
Richtlinie enthält aber nur allgemeine Vorgaben zum Brandschutz in 
Kraftwerken, nicht aber zum Brandschutz in Abfallverbrennungsanlagen im 
Speziellen. 

Gemäß den Vorgaben des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist im Hinblick 
auf den Brandschutz der Stand der Technik einzuhalten. Konkret ist Anhang 
1 BImSchG zu berücksichtigen. Demnach sind u.a. folgende Kriterien zu 
beachten: 

• Vergleichbare Verfahren, Vorrichtungen und Betriebsmethoden, die 
erfolgreich im Betrieb erprobt wurden, 

• Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen, 

• Notwendigkeit, die Gesamtwirkungen der Emissionen und die 
Gefahren für den Menschen und die Umwelt so weit wie möglich zu 
vermeiden und zu verringern. 

 

Weiterhin sind bei der Beurteilung des Standes der Technik die Vorgaben 
des Merkblattes zum Best verfügbaren Stand der Technik (BREF-Merkblatt) 
heranzuziehen. Im Hinblick auf den Brandschutz enthält das Papier aller-
dings unter Nr. 10 nur sehr allgemeine Anforderungen zur Vorsorge, Erkenn-
ung und Beherrschung von Brandrisiken, wie zum Beispiel die Installation 
einer automatischen Branderkennungsanlage oder manuelle und auto-
matische Feuerlösch- und Überwachungsverfahren. Detaillierte Anforderung-
en an Brandschutzmaßnahmen sind im BVT-Merkblatt nicht enthalten. Daher 
wird in den folgenden Ausführungen das BVT-Merkblatt nicht weiter 
berücksichtigt. 

Zur Ermittlung des Standes der Sicherheitstechnik, der für Anlagen einzuhalt-
en ist, die unter die Störfallverordnung fallen, ist ferner der SFK-Bericht GS 
33: „Schritte zur Ermittlung des Standes der Sicherheitstechnik“ [SKF GS 33] 
heranzuziehen. Nach diesem Bericht sind verschiedene Erkenntnisquellen 
zum Stand der Sicherheitstechnik zu sammeln, auszuwerten und zu 
vergleichen. Dies bezieht sich nicht nur auf allgemeine Regelwerke, sondern 
auch auf Richtlinien, die über diese Regelwerke hinausgehen. Der Stand der 
Technik darf durch allgemeine Regelwerke nicht nach oben begrenzt sein. 
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Zwar handelt es sich bei der in Leppersdorf geplanten Anlage nicht um eine 
Störfallanlage, die Ausführungen im SFK-Bericht sind aber allgemeiner 
Natur, und lassen sich im Hinblick auf den Brandschutz auch auf Anlagen, 
die nicht der Störfallverordnung unterliegen, sachgerecht übertragen.  

Zu den von der Störfallkommission (SFK) empfohlenen Erkenntnisquellen, 
die bei der Bestimmung des Standes der Sicherheitstechnik heranzuziehen 
sind, zählen auch die Richtlinien des VdS (Verband der Schadensver-
sicherer), deren Vorgaben im Allgemeinen als Grundlagen für Brandschutz-
versicherungen gelten und des VBG (Technische Vereinigung der Großkraft-
werksbetreiber e.V.). Diese Vorgaben sind in der Praxis erprobt und umge-
setzt. Damit fallen sie im Übrigen auch unter die Kriterien nach Anhang 1 
BImSchG zur Bestimmung des Standes der Technik. Sie sind daher auch auf 
Anlagen anzuwenden, die nicht der Störfallverordnung unterliegen. 

Dies ist im vorgelegten Brandschutzkonzept nicht erfolgt. Die Vorgaben des 
Konzeptes entsprechen daher in vielen Punkten nach Ansicht des Umwelt-
netzwerkes nicht dem Stand der Technik. Im Detail wird darauf in den 
einzelnen Kapiteln dieser Stellungnahme näher eingegangen. 

 

8.2 Zuwegung und Flächen für die Feuerwehr 
Für die Anlage ist nach Nr. 7.8 des Brandschutzkonzeptes eine Feuerwehr-
umfahrt vorgesehen. In Anlage 1 ist die Umfahrt zeichnerisch dargestellt. Aus 
dieser Zeichnung geht allerdings nicht hervor, ob für die Anlage eine zweite 
Feuerwehrzufahrt vorgesehen ist.  

Sollte tatsächlich nur eine Feuerwehrzufahrt bestehen, besteht die Gefahr, 
dass bei einem Brand oder einer Explosion diese nicht nutzbar und folglich 
die Anlage für die Feuerwehr nicht erreichbar ist. Gleiches gilt für witterungs-
bedingte Schadensausbreitungen, welche die einzige Feuerwehrzufahrt 
unbefahrbar machen. 

Um im Gefahrfall ohne Verzögerung und aus zwei verschiedenen Richtungen 
den Einsatzort erreichen zu können, ist eine zweite, zu der ersten unab-
hängige Zufahrt für die Feuerwehr im Brandschutzkonzept GmbH 
nachzuweisen. 

 

8.3 Pläne und Zeichnungen 
Im vorgelegten Brandschutzkonzept fehlen Pläne und Zeichnungen zu den 
vorgesehenen Standorten für Feuerlöscher, Rauch- und Wärmeab-
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zugsanlagen (in den Plänen sind nur die Bedienstellen für die Rauchabzüge 
eingezeichnet), sowie zu den vorgesehnen automatischen Brandmeldeein-
richtungen.  

Es fehlt auch eine Zeichnung, anhand derer die genaue Position der 
Löschmonitore für den Brennstoffbunker erkennbar ist. 

Des Weiteren fehlen Pläne zu den vorgesehenen Rettungswegen und 
Rettungsweglängen. 

Die fehlenden Pläne sind für die verschiedenen Stockwerksebenen der 
gesamten Anlage nachzureichen bzw. zu ergänzen. 

 

8.4 Bezeichnung verschiedener Anlagenbereiche 
Auf S. 7 des Brandschutzkonzeptes wird die Anlieferhalle als eine erdge-
schossige Halle beschrieben, in die ein offener Brennstoffbunker integriert 
ist. Demnach beinhaltet der Begriff „Anlieferhalle“ sowohl den Bereich, indem 
die Fahrzeuge zum Abkippen des Abfalls einfahren, als auch den Bereich in 
dem der Abfall zur Verbrennung zwischengelagert wird. In den Plänen zum 
Brandschutzkonzept wird aber die Anlieferhalle als der Bereich bezeichnet, 
indem sich die Lieferfahrzeuge bewegen. Der Brennstoffbunker wird geson-
dert aufgeführt. Auch in anderen Bereichen des Brandschutzkonzeptes wird 
zwischen Anlieferhalle und Brennstoffbunker differenziert (siehe z.B. Kapitel 
7.1.1.51 und 7.1.1.5.2). Insofern geht aus dem Text des Brandschutz-
konzeptes an einigen Stellen nicht eindeutig hervor, ob mit der Anlieferhalle 
nur der Bereich zum Anliefern des Abfalls oder auch der Brennstoffbunker 
gemeint ist. Das Brandschutzkonzept ist in diesem Punkt zu konkretisieren. 

 

8.5 Brandabschnitte und Brandbekämpfungsabschnitte 
Im Brandschutzkonzept wurden folgend Brandabschnitte festgelegt: 

 

• Anlieferhalle, 

• Maschinen- und Kesselhaus, 

• Betriebsgebäude. 

Die Anlieferhalle ist noch einmal in die Brandbekämpfungsabschnitte Anlief-
erhalle und Abfallbunkers aufgeteilt (siehe S. 7 Brandschutzgutachten). 
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Diese Einteilung ist nicht ausreichend und entspricht nicht dem Stand der 
Technik. Insbesondere ist nicht nachvollziehbar, warum Kesselhaus und 
Maschinenhaus in keiner Weise brandschutztechnisch getrennt werden und 
warum auch die elektrischen Betriebsräume brandschutztechnisch nicht 
zusätzlich untereinander abgetrennt werden. Zumindest hätten Kesselhaus, 
Maschinenhaus und Elektrogebäude nochmals in Brandbekämpfungsab-
schnitte unterteilt werden müssen. Innerhalb des Elektrogebäudes hätten 
mehrere weitere Brandbekämpfungsabschnitte ausgewiesen werden müss-
en, so zum Beispiel die einzelnen elektrischen Betriebsräume. 

Entsprechende Vorgaben sind in der VDS 25 15 enthalten. Aber auch im 
Brandschutzkonzept der Firma Müller BBM für die Abfallverbrennungsanlage 
in Paderborn Mönkeloh oder im Brandschutzkonzept für die ergänzende 
Verfahrenslinie des MHKW Neustadt sind entsprechende Vorgaben 
enthalten [ZVO 2006; Semmler 2008]. Nach diesen Konzepten werden 
Kesselhaus /Maschinenhaus und Elektrogebäude zwar als ein Brandab-
schnitt ausgeführt, aber nochmals in einzelne Brandbekämpfungsabschnitte 
unterteilt. Weiterhin wird die Schlackehalle als eigenständiger Brandabschnitt 
ausgeführt. 

 

8.6 Bemessung Türen Decken, Wände tec. 
Die im Brandschutzkonzept enthaltenen Anforderungen an den baulichen 
Brandschutz entsprechen bei einer Reihe von Punkten nicht den Vorgaben 
der VDS 25 15.  

 

Anlieferhalle und Bunker: 

Die Tragekonstruktion wird feuerbeständig ausgeführt. Dies entspricht den 
Vorgaben der VDS 25 15. Nicht tragende Außenwände sollen einschließlich 
der Dämmstoffe aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen. In den Plänen 
zum Brandschutzkonzept wird für den Brennstoffbunker mit Ausnahme der 
Seite zum Schlackebunker keine Feuerwiderstandsfähigkeit dargestellt. Hier 
besteht ein Widerspruch zwischen textlichen Ausführungen und dem Inhalt 
der Zeichnungen. 

Zur Beschaffenheit der Decken von Anlieferungshalle und Bunker finden sich 
keine Ausführungen im Brandschutzkonzept. Nach VDS 25 15 sind Decken, 
Dächer und Dachtragewerk in F 90 sowie Dachschalung, -eindeckung und 
Dämmung in A1 auszuführen.  
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Kessel- und Maschinenhaus 

Kesselhaus und Maschinenhaus sind gem. VDS 25 15 als eigene Brandab-
schnitte auszuführen. Entsprechend hätte die Wand zwischen Kessel- und 
Maschinenhaus als Brandschutzwand ausgeführt werden müssen. Im 
Brandschutzkonzept sind keine besonderen Anforderungen an die Feuer-
widerstandsklasse vorgesehen. In diesem Punkt entspricht die Anlagenplan-
ung nicht den Vorgaben der VDS 25 15. 

Die Ausführungen der Dächer entsprechen den Anforderungen der VDS 25 
15. 

Die Tragekonstruktion des Turbinengebäudes soll feuerbeständig und aus 
nicht brennbaren Baustoffen ausgeführt werden. Dies entspricht dem Stand 
der Technik. Allerdings ist dies in den Plänen des Brandschutzkonzeptes so 
nicht dargestellt. Mit Ausnahme der Seite zum Schaltanlagengebäude wird 
keine Feuerwiderstandsfähigkeit dargestellt. Hier besteht ebenfalls ein 
Widerspruch zwischen textlichen Ausführungen und Inhalt der Zeichnungen. 

Nach VDS 25 15 sind die Türen in Kessel- und Maschinenhaus in T90 
auszuführen. Dieser Forderung wird im vorgelegten Brandschutzkonzept nur 
teilweise nachgekommen. Die Tür, die auf der Ebene 0 vom Maschinenhaus 
zum Schaltanlagengebäude führt, ist nur als feuerhemmende Tür in T 30 
ausgeführt. An die Tür auf Ebene +7m zwischen Kesselhaus und Masch-
inenhaus werden keine brandschutztechnischen Anforderungen gestellt.  

 

Betriebsgebäude und Schaltanlagengebäude 

Die Anforderungen an das Betriebsgebäude sowie an das Schaltanlagen-
räume zur brandschutztechnischen Abschottung innerhalb dieser Gebäude 
werden als ausreichend betrachtet. Allerdings fehlen Aussagen zur Feuerbe-
ständigkeit des Daches für das Schaltanlagengebäude. Dieses ist nach VDS 
25 15 in F 90, die Dachschalung und -deckung in A1 auszuführen.  

Nach VDS 25 15 sind die Türen der Schaltanlagenräume in T90 auszu-
führen. Dies ist im vorliegenden Brandschutzkonzept nicht erfolgt. Alle Türen 
des Schaltanlagengebäudes sind nur feuerhemmend in T 30 geplant. 

 

8.7 Löscheinrichtungen 
Die vorgesehenen 3 Löschkanonen im Bunker entsprechen weitgehend den 
Anforderungen der VDS 25 15.  

Allerdings fehlt eine Zeichnung, in der die genaue Position der Lösch-
kanonen beschrieben wird. Die Löschkanonen sind so anzuordnen, dass 



Stellungnahme 
Kraftwerk Leppersdorf  

58 Umweltnetzwerk 
– Büro für Umweltfragen 

 

jeder Punkt der Bunkeroberfläche mit mindestens zwei Kanonen beauf-
schlagt werden kann. 

Die Ansteuerung der Löschmonitore hat redundant zu erfolgen. Inwieweit 
dies geplant ist, geht aus dem vorgelegten Brandschutzkonzept nicht hervor. 
Weiterhin wird nicht beschriebenen, welche Leistung die Löschmonitore auf-
weisen sollen. Die VDS 25 15 gibt eine Leistung von 1000 l/min pro Lösch-
monitor vor. 

 

Es soll weiterhin eine Sprühwasserlöschanlage unter dem Bunkerdach 
verteilt in mehrere Löschzonen (mindestens 5) installiert werden. Eine Sprüh-
wasserlöschanlage ist grundsätzlich Stand der Technik. Die einzelnen Lösch-
zonen sind im Brandschutzkonzept detailliert zu beschreiben. 

Gemäß VDS 25 15 ist eine Sprühwasserlöschanlage für folgende Bereiche 
vorzusehen: 

1. die Aufgabetrichter,  

2. die Abfallanlieferung im Bereich der Abfallabwurfschächte einschließ-
lich der Parkposition der Fahrzeuge, 

3. im Abfallbunker, um auch die Nachteile von Löschkanonen (Aufwirbel-
ung, zusätzliche Sauerstoffzufuhr) zu kompensieren (siehe auch VGB-
M 217 H-Merkblatt S. 30). Es sind mehrere Löschbereiche vorzusehen 
mit einer Zumischinstallation für Mehrbereichsschaummittel (Wasser-
beaufschlagung mindestens 20 mm/min).  

4. Kran und Schleppkabel; Sichern der Parkposition durch eine Sprüh-
wasserlöschanlage, jedoch mindestens durch eine Wasserschleier-
anlage. 

 

Erfahrungen aus den vergangenen Jahren haben gezeigt, dass Lösch-
einrichtungen mit Schaum und Wasser das zügige Löschen eines großen 
Bunkerbrandes nicht ausreichend gewährleisten können.  

Nach einem großen Abfallbrand in der MVA Bielefeld im Sommer 2004, 
hervorgerufen durch Selbstentzündungsprozesse in tieferen Müllschichten 
wurde beschlossen, an dieser Anlage eine CO2-Löschanlage zu installieren. 
Dabei wird der Bunker mit CO2 geflutet, die obere Müllschicht abgetragen 
und entschwundenes CO2 wieder nachgefüllt. Es wurde ein CO2-Tank mit 15 
t CO2 errichtet. Die Erfahrungen mit diesem System sind sehr positiv 
[Wohlwendt 2006].  

Für das Löschen von großen Abfallbunkerbränden wird daher auch für die 
geplante EBS-Anlage der Fa. Müller Sachsen GmbH in Leppersdorf von den 
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Gutachtern des Umweltnetzwerkes eine CO2-Löschanlage für erforderlich 
gehalten. 

 

Weitere Anlagenteile 

Die vorgesehene halbstationäre Mittelschaumlöschanlage im Turbinenhaus 
wird nicht als ausreichend erachtet. Anstatt Mittelschaum ist Schwerschaum 
als Löschmittel vorzusehen. Weiterhin sind im Maschinenhaus Räume mit 
ölgefüllten Transformatoren mit einer Intergas-Löschanlage oder Sprüh-
wasserlöschanlage auszustatten (siehe VdS 2515, S. 16).  

Nach VdS 2515, S. 16 ist ein Inertgas-Löschanlagenschutz für alle Elektro- 
Leittechnik- und Schaltanlagenräume einschließlich Kabelböden im Schalt-
anlagengebäude vorzusehen (VdS 2515, S. 16). Gem. Brandschutzkonzept 
S. 14 ist ein Inertgasschutz nur für Nieder- und Mittelspannungsräume 
vorgesehen. Kabelböden sind in diesem Inertgasschutz nicht einbezogen, 
zumindest im Text des Brandschutzkonzeptes nicht erwähnt. 

Nach VdS 2515, S. 16 ist eine Wasserberieselung des Aktivkokssilos zur 
Verhinderung von Wärmeeinwirkungen durch Umgebungsbrände vorzu-
sehen. Die Auslegung muss so erfolgen, dass die Behälteroberfläche mit 
einem geschlossenen Wasserfilm beaufschlagt wird. Im vorgelegten Brand-
schutzkonzept fehlen hierzu Aussagen. 

Gem. VDS 25 15 sind an den zur Abfallanlieferung gelegenen Längsseiten 
des Abfallbunkers in Abständen von etwa 10 m Brandbekämpfungsöffnungen 
in der Bunkerwand vorzusehen. Die Öffnungen sind im Normalbetrieb mit T 
90-Türen bzw. einflügligen T 90-Wandklappen zu verschließen. Die Mindest-
größe beträgt 0,75 m x 0,75 m. Neben jeder Öffnung ist ein B-Anschluss mit 
Schlauchmaterial und Strahlrohren im Anschluss an eine Steigleitung anzu-
bringen (trocken oder nass). Für die Feuerwehr ist ein sicher angeordneter 
Zugang einzurichten. Brandbekämpfungsöffnungen an den Längsseiten des 
Bunkers sind beispielsweise in der Anlagenplanung des Zweckverbandes 
Saale-Orla in Thüringen für eine EBS-Abfallverbrennungsanlage (TVS) in 
Rudolstadt vorgesehen. 

Brandbekämpfungsöffnungen wie oben beschrieben, sind für die Anlage in 
Leppersdorf nicht geplant. Die Anlage entspricht auch in diesem Punkt nicht 
dem Stand der Technik.  

Löschmittellagerung und –menge 

Da ein Löschwassereinsatz über mindestens drei Stunden gewährleistet 
werden soll, ist auch der Schaummitteleinsatz für mindestens 3 Stunden 
sicherzustellen. 
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8.12 Höchstzulässige Anzahl der Nutzer 
Im Brandschutzkonzept sind Angaben zu machen zur höchst zulässigen 
Anzahl der Nutzer des Gebäudes. 

Diese Angaben fehlen im Brandschutzkonzept. Das Brandschutzkonzept ist 
entsprechend zu ergänzen. 

 

8.13 Stromversorgung 
Hinsichtlich der Ersatzstromversorgung wird im Brandschutzkonzept lediglich 
ausgeführt, dass die Löschwasserversorgung, die Sicherheitsbeleuchtung, 
die Rettungszeichen und die Brandmeldeanlage an die Ersatzstromver-
sorgung angeschlossen werden.  

Diese Ausführungen sind nicht ausreichend. Insbesondere ist im Rahmen 
des Brandschutzkonzeptes anzugeben, für welchen Zeitraum eine Ersatz-
stromversorgung gewährleistet werden soll. Dieser ist auf den Zeitraum, für 
den die Löschwasserversorgung garantiert werden soll, abzustimmen. Da 
gemäß den Vorgaben der VDS 2515 eine Löschwasserversorgung im 
Bunker über drei Stunden zu gewährleisten ist, ist die Notstromversorgung 
über denselben Zeitraum sicher zustellen.  

Das Brandschutzkonzept ist in diesem Punkt zu ergänzen. 

 

8.14 Krananlage 
Brandschutztechnische Anforderungen zur Krananlage sind im VGB-
Merkblatt M 217-H auf S. 20/21 enthalten. Das Brandschutzgutachten enthält 
hierzu keine Aussagen. Bei der Krananlage der Verbrennungsanlage in 
Leppersdorf sind folgende Brandschutzvorkehrungen Stand der Technik und 
entsprechend umzusetzen:  

• Empfindliche Teile des Krans sind möglichst vor Wärmestrahlung zu 
schützen (z.B.: Schutz der Schienenkonstruktion mit einem 
Dämmschichtbildner (DSB), Feuerwiderstandsdauer F 30). 

• Fest verlegte Kabel sind in Bereichen zu verlegen, die vor Stau- und 
Strahlungswärme geschützt sind. 

• Bei ungeschützter Kabelverlegung sollten feuerwiderstandsfähige 
verkleidete Kabel oder Kabelpritschen verwendet werden (weiteres 
siehe VGB-M 217 H S. 20).  
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• Der Kran ist durch Wasserschleier oder Wasserschilde vor Hitze zu 
schützen (VGB M 217 H S. 21). 

• Bei Schleppkabeln sind Kabelbahnhöfe einzurichten (VBG S. 21). 

 

Die letzte Forderung kann entfallen, wenn durch die Sprühwasserlösch-
anlage ein uneingeschränkter Schutz der gesamten Krananlage gewähr-
leistet ist. Dies ist aber aus dem aktuellen Brandschutzkonzept nicht ersicht-
lich. Je nach Auslegung der Kabelführung, muss ein vollständiger Kabel-
schutz auch bei geparktem Kran und eingeschalteter Berieselungsanlage 
gegeben sein.  

Krankabine (VGB-M 217 H S. 22-24) 
• Die Belüftung hat unabhängig von Bunker zu erfolgen. 

• Die Konstruktion muss widerstandfähig gegen Feuer sein, rauchdicht 
abschließen und die Wärmeausdehnung berücksichtigen. 

• Es sind nicht brennbare Baustoffe zu verwenden (F90A nach DIN 
4102). 

• Es ist eine Verglasung vom Typ G vorzusehen (siehe VGB-M 217 H 
S. 23). 

• Es ist eine Sprühwasserlöschanlage zur Kühlung der Krankabine 
vorzusehen (VGB-M 217 H S. 24). 

 

Hierzu ist anzumerken, dass eine G-Verglasung nur dann umsetzbar ist, 
wenn die Kabine ständig durch einen Wasserschleier geschützt ist. Ob dies 
der Fall ist, geht aus dem vorgelegten Brandschutzkonzept nicht hervor. 

 

Beleuchtung (VGB-M 217 H S. 25) 
• Zumindest Teile der Beleuchtung sind in strahlungssicheren 

Bereichen anzubringen. 

• In exponierten Bereichen sind spezielle Leuchtenkonstruktionen für 
höhere Temperaturbeanspruchungen vorzusehen. 

• Es sind Leuchtkörper zu verwenden, die geringe Oberflächentemper-
aturen annehmen. 

• Es ist eine feuerwiderstandfähige Verkabelung vorzusehen. 
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Das Umweltnetzwerk schließt sich den Forderungen des Landratsamtes 
Bautzen nach einer Werksfeuerwehr an und empfiehlt, eine entsprechende 
vertragliche Vereinbarung zu schließen. 

 

8.18 Ergebnis 
Die Antragsunterlagen in Verbindung mit dem Brandschutzkonzept sind nach 
Auffassung des Umweltnetzwerks nicht ausreichend. Sie lassen eine 
verlässliche und abschließende Beurteilung hinsichtlich des Brandschutzes 
und der Abwehr von Gefahren für die Bevölkerung, der in der Anlage 
beschäftigten Menschen sowie der eingesetzten Lösch-, Rettungs-, und 
Sicherheitskräfte im Falle eines Brandes nicht zu. 

Insbesondere in folgenden Bereichen ist das Brandschutzkonzept zu 
korrigieren bzw. zu ergänzen: 

• Ergänzung von fehlenden Plänen und Zeichnungen, 

• Korrekturen hinsichtlich der geplanten Brandabschnitte und Brandbe-
kämpfungsabschnitte, 

• Korrekturen hinsichtlich der Bemessung von Wänden, Decken und 
Türen, 

• Korrekturen hinsichtlich der Größe der Rauch- und Wärmeabzugs-
anlagen, 

• Konkretisierung der vorgesehenen Maßnahmen zur Brandbekämpf-
ung, 

• Konkretisierung der vorgesehenen Maßnahmen zu Branderkennung, 

• Konkretisierung der Angaben zu Notstromversorgung, 

• Ergänzungen von Aussagen zur Lagerung von Löschmittel, 

• Nachweis des erforderlichen Löschwasserbedarfs und des erforder-
lichen Löschwasserrückhaltevolumens, 

• Aussagen zu brandschutztechnischen Anforderungen an die Kranan-
lage, 

• Aussagen zum Brandschutz in der Bauphase. 
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9.4 Werksfeuerwehr 
Aufgrund verschiedener Stellungnahmen des Landratsamtes Bautzen, die 
dem Umweltnetzwerk vorliegen, empfiehlt das Umweltnetzwerk in den 
Durchführungsvertrag eine Vereinbarung mit aufzunehmen, die die Einricht-
ung einer Werksfeuerwehr gewährleistet. Eine entsprechende Formulierung 
könnte folgendermaßen aussehen: 

 

Die Fa. Müller Sachsen GmbH verpflichtet sich für den gesamten 
Anlagenkomplex,  einschließlich der Bioethanolanlage und des neu zu 
errichtenden Kraftwerkes eine Werksfeuerwehr einzurichten. 

 

Ggf. sollte in Rücksprache mit dem örtlichen Brand- und den 
Kreisbrandmeistern sowie den zuständigen Behörden auch geregelt werden, 
welchen technischen Mittel und welche Besetzung die Werksfeuerwehr 
haben sollte. 
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10 Vorschläge für vertragliche Vereinbarungen 
zwischen der Gemeinde und der Anlagenbetreiberin 

 

Im Folgenden werden die bereits am 10.09.2008 übermittelten vorläufigen 
Vorschläge aufgegriffen und – sofern erforderlich – Konkretisierungen 
eingeflochten, die sich aus der dezidierten Bearbeitung der Unterlagen 
ergeben haben. Die Grundgedanken für die folgenden Anregungen sind in 
den vorherigen Abschnitten dieser Stellungnahme beschrieben.  

 

Insgesamt erlauben wir uns den Hinweis, dass es sinnvoll ist - soweit 
möglich - über den Durchführungsvertrag oder anderweitig verbindlich zu 
regeln, dass z.B. vorgeschlagene Absenkungen von Emissionsgrenzwerten 
im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren durch die Müller 
Sachsen GmbH auch so beantragt werden:  

Für die Genehmigungsbehörde ist es kein Problem, wenn weniger beantragt 
würde, als gesetzlich maximal zulässig. Dies ist auch nicht unüblich. Da die 
prognostizierten Zusatzbelastungen hierdurch geringer würden (vorteilhaft für 
Nachbarn, Natur und Umweltmedien), würde das die derzeitige 
Argumentation in der Begründung des Bebauungsplans nicht grundlegend 
ändern (sondern bestätigen) und auch nicht zu geänderten Festsetzungen im 
Plan führen. Es könnte lediglich sein, dass sich die Anlage im Umweltbericht 
und in den zugehörigen Gutachten immissionsseitig besser darstellen wird, 
als derzeit. Veränderungen am Umweltbericht, die Verringerungen von 
Immissionen beschreiben, führen aber nach 

Ernst/Zinkhahn/Bielenberg, BauGB, Kommentar, § 4a Rn. 25 (a.E.) 

nicht zum Erfordernis einer Neuauslage des Planentwurfs (sondern nur 
Änderungen am Bauleitplan selbst). Gleiches gilt für das immissions-
schutzrechtliche Verfahren: Verbesserungen bei der Immissionsbelastung 
(die nicht mit erheblichen anderweitigen Nachteilen für die Nachbarn 
einhergehen) setzen das immissionsschutzrechtliche Verfahren nicht von 
Neuem in Gang und führen auch nicht zum Erfordernis einer erneuten 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 
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Für die geplante Anlage ist bislang eine Überwachung der Bunkersohle auf 
austretendes Sickerwasser aus dem Bunker bzw. durch Risse 
eingedrungenes Grundwasser nicht vorgesehen.  

Im Durchführungsvertrag könnte eine entsprechende Regelung zur 
Bunkersohlenüberwachung folgendermaßen aussehen: 

 

Die Bunkersole wird so angelegt, dass Entwässerungsbodeneinläufe 
möglich werden. An die Bodeneinläufe wird eine DN 150 
Entwässerungsleitung angeschlossen, die über ein Gefälle zu einem 
innen liegenden Kontrollschacht führt. Über ein Kopfloch im 
Kontrollschacht ist sie in ihrer gesamten Länge einsehbar. Im 
Kontrollschacht sind eine selbstständige Überwachungseinrichtung 
und zusätzlich regelmäßige Kontrollen durch das Betriebspersonal 
vorgesehen. Sofern Flüssigkeiten anfallen, sind sie zu beproben und 
je nach Ergebnis zu entsorgen.  

Laut Brandschutzkonzept soll der Abfallbunker auch als Lösch-
wasserrückhaltebereich genutzt werden. Damit unterstützt die zuvor 
genannte Maßnahme auch eine kontrollierte Rückführbarkeit der 
Löschwasser. 

 

Zusätzlich kann auf diese Weise festgestellt werden, ob der Abfallbunker 
dicht gegen ggf. drückendes Grundwasser ist. Einzelheiten ergeben sich z.B. 
aus einer Stellungnahme des TÜV Nord vom 07.04.2006, die auszugsweise 
als – Anhang 3 – beigefügt wird. Die dort beschriebenen Maßnahmen haben 
in einer Nebenbestimmung der 1. Teilgenehmigung der Emlichheimer Anlage 
ihren Niederschlag gefunden. 

d) Infrarotkamera 

Stand der besten verfügbaren Technik zur Überwachung des Feuerraumes 
nach Nummer 17 des BVT-Merkblatts sind Infrarotkameras oder andere 
Verfahren, wie Ultraschallmessung oder 
Temperaturunterschiedsüberwachung. Ob die in den Antragsunterlagen 
beschriebene Farbkamera mit Infrarottechnik ausgestattet werden soll, wird 
in den Antragsunterlagen nicht ausgeführt. 

Es wird daher vorgeschlagen, in den Ausführungsvertrag folgende Regelung 
aufzunehmen: 

Zur Überwachung des Feuerraumes ist eine Infrarotkamera 
einzusetzen. Alternativ ist auch eine Ultraschallmessung oder eine 
Temperaturunterschiedsüberwachung möglich. 
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10.3 Abgasreinigung 
a) Festschreibung der derzeit geplanten Reinigungstechnik zur 
Abscheidung von Stäuben, deren Inhaltsstoffen und sauren 
Schadstoffen 

Die für die Anlage in Leppersdorf geplante Rauchgasreinigung geht über die 
Technik, die derzeit an vielen anderen EBS-Anlagen in Deutschland geplant 
bzw. realisiert wird, hinaus. Insbesondere der vorgesehene Wäscher kann 
zusätzlich zur geplanten quasitrockenen Rauchgasreinigung einen 
wesentlichen Beitrag zur weiteren Senkung der Schadstoffemissionen sowie 
zur Anlagensicherheit liefern. Um diesen technisch hohen Stand der 
Rauchgasreinigung sicher zu stellen, wird vorgeschlagen, folgenden Passus 
in den Vertrag aufzunehmen: 

Die Anlage ist zusätzlich zu der geplanten quasitrockenen 
Rauchgasreinigung mit einer zweistufigen Nasswäsche, bestehend 
aus Quenchstufe mit Sekundäreindüsung (1. Stufe) und 
Füllkörperstufe mit Eindüsung von Natronlauge (2. Stufe), wie er in 
Kap. 2.2.4.4 des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsan-
trages (Stand: 17.7.2008) beschrieben wird, auszurüsten.  

b) Maßnahmen zur Entstickung 

Für Abfallverbrennungsanlagen dürfte jedenfalls bei Genehmigung nach dem 
31.12.2010 bzw. Inbetriebnahme nach dem 31.12.2012 ein gegenüber dem 
derzeitigen Stand halbierter Grenzwert bei den Stickoxiden von 100 mg/m3 
NOx gelten. Die Bundesregierung wollte hierzu zunächst die 37. BImSchV 
erlassen. Jetzt soll stattdessen u.a. die 17. BImSchV („zuständig“ für die 
Abfallverbrennungsanlagen und damit auch EBS-Kraftwerke) geändert 
werden. 

Die Gewährleistung von Stickoxidemissionen auf niedrigem Niveau ist auch 
mit derzeitiger Technik möglich. Es entspricht dem Interesse der Gemeinde 
und nach hiesiger Auffassung auch der des Betreibers, bereits jetzt 
Vorkehrungen zu treffen, den zukünftigen Grenzwert einhalten zu können. 
Hierzu müsste z. B, die derzeit geplante Nichtkatalytische Entstickung 
(SNCR-Anlage) durch einen Katalysator ersetzt werden. In Rheinberg ist die 
Firma Solvay den Weg gegangen, einen Katalysator nach dem Gewebefilter 
zusätzlich zu beantragen.  

Die vertragliche Regelung könnte demnach lauten, dass sich die Fa. 
Müller Sachsen verpflichtet, beim NOx einen Emissionsgrenzwert von 
100 mg/m3 einzuhalten und im immissionsschutzrechtlichen 
Verfahren auch zu beantragen. 
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Für den Schadstoffparameter Ammoniak wurde bislang kein Grenzwert 
beantragt. Stand der best verfügbaren Technik ist die Einhaltung eines 
Wertes von < 10 mg/m3. Einige Mitgliedstaaten der EU sind der Auffassung, 
dass ein Wert von < 5 mg/m3 mit dem Einsatz der best verfügbaren Technik 
assoziiert werden kann. Ein solcher Wert ist insbesondere mit Anlagen, die 
mit einem Wäscher ausgestattet sind, problemlos einhaltbar. 

Es wird daher vorgeschlagen, in den Vertrag mit der Fa. Müller 
Sachsen GmbH eine Regelung aufzunehmen, die einen Emissions-
grenzwert als Jahresmittelwert von Ammoniak von 5 mg/m3 vorsieht. 

 

10.5 Emissionsüberwachung 
a) AMESA-Messeinrichtung 

Eine der Hauptsorgen von Nachbarn ist meistens die Belastung durch 
Dioxine. Diese können emissionsseitig bisher nicht kontinuierlich überwacht 
werden. Die gesetzlichen Regelungen verlangen im Regelbetrieb Messungen 
über wenige Stunden im Jahr. Eine gewisse Abhilfe schafft hier die von der 
Genehmigungsbehörde ohne Zustimmung der Antragstellerseite bisher kaum 
durchsetzbare Installation einer AMESA-Messeinrichtung zur kontinuierlichen 
Entnahme, von Proben, die auf Dioxine und Furane untersucht werden 
können. Ein weiterer Vorteil eines derartigen Probenahmegerätes ist, dass 
es sich auch dazu eignet, öfter und viel einfacher (kostengünstiger) als 
gesetzlich vorgesehen, Proben hinsichtlich der Analyse von Schwermetallen 
zu entnehmen. Es gibt inzwischen eine Reihe von Verbrennungsanlagen in 
Deutschland, die mit AMESA-Geräten ausgestattet sind. Die Verpflichtung 
könnte demnach z.B. lauten: 

Die Fa. Müller Sachsen GmbH verpflichtet sich zur dauerhaften 
Installation einer AMESA Messeinrichtung und zur Entnahme von 
Monatsmittelproben mit dem AMESA-Gerät zur Dioxinüberwachung. 
Jede zweite Monats-Probe ist auf Dioxine und Furane, angegeben in 
Toxizitätsäquivalenten gemäß Anhang I der 17. BImSchV zu 
untersuchen. 

Weiterhin sind mit dem AMESA-Gerät Proben, die zur Analyse von 
Schwermetallen geeignet sind, zu entnehmen. Die Proben sind 
monatlich, im Zuge des Kartuschenwechsels für die Dioxinproben 
über einen Zeitraum von zwei Stunden zu entnehmen. Jede zweite 
Monats-Probe ist auf Schwermetalle, für die in der 17. im BImSchV 
Emissionsgrenzwerte vorgeschrieben sind, zu untersuchen. 
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11 Weiteres Verfahren  
Das vorgelegte Gutachten eignet sich in großen Teilen als Grundlage für die 
Stellungnahme der Gemeinde als Trägerin öffentlicher Belange im immiss-
ionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. Allerdings wäre die Stellung-
nahme hierfür noch einmal zu überarbeiten.  

Herausgenommen bzw. als solches gekennzeichnet werden müssten z. B. 
die Gesichtspunkte, die zwischenzeitlich durch vertragliche Vereinbarungen 
zwischen der Gemeinde und der Fa. Müller Sachsen GmbH geregelt wurden. 
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Anhang 1 
Kenndaten der Verbrennungsrechnung für die in Leppersdorf 

beantragte EBS-Anlage 
Kesselleistung MW 64,94 EBS     
Brennstoffdaten    umger. Kesseldaten   
Wassergehalt Gew% 22,95 Gew.An. 0,22949 Bezugs-O2 Vol% 9 
Aschegehalt Gew% 13,87 Gew.An. 0,13869 Abgastemperatur oC 170 
Heizwert MJ/kg 14,00 MJ/kg 14,00 korrekturfaktor k  1,623 
Kohlenstoff Gew% 34,67 Gew.An. 0,3467 CO2-gemessen Vol%  
Wasserstoff Gew% 4,93 Gew.An. 0,04931 O2-gemessen Vol% 11,000 
Sauerstoff Gew% 20,88 Gew.An. 0,20881 f  1,010 
Stickstoff Gew% 1,54 Gew.An. 0,01541 Abgasgeschw. m/s 15 
Schwefel Gew% 0,39 Gew.An. 0,003853 Staub g/m3 0,01 
Chlor Gew% 0,77 Gew.An. 0,007705 CO g/m3 0,05 
Summe  100,00   NOx, als NO2 g/m3 0,20 
     Summe NO2 g/m3 0,128 
     org.C, Kl. I g/m3 0,01 
Umrechnungsfaktor  1,0000      
λ=0,21/(0,21−Ο2γεµ)  2,100      
        
Omin m3/kg    Brennstoffbedarf   
für C, 1,867*c m3/kg 0,647   (FWL*3600)/Hu kg/h 16700,0 
für H, 5,6 *h m3/kg 0,2762      
für S, 0,7*s m3/kg 0,002697   Temperatur oC 10,0 
für O, -0,7*o m3/kg -0,14617   Luftdruck hPa 1013 
Omin m3/kg 0,780   Sättigungsdruck hPa 12,20 
Lmin=4,76*Omin m3/kg 3,713   Wasseranteil  0,8000 
Le = l*Lmin m3/kg 7,80   f  1,010 
vrf        
aus C, 1,867*c m3/kg 0,647      
aus S, 0,7*s m3/kg 0,002697      
an O2, (l-1)*Omin m3/kg 0,8580      
aus N, 0,8*n m3/kg 0,01233      
an N2, 0,79*Le m3/kg 6,160      
Zwischensumme, 
vr 

m3/kg 7,68      

aus H, 11,2*h m3/kg 0,5523      
aus H2 O, 1,244*w m3/kg 0,28548      
aus f, (f-1)Le m3/kg 0,0760      
Wassermenge m3/kg 0,9138      
vrf= vr+Wasser m3/kg 8,59      
R=B* vr m3/h 128.259 (trocken)    
Rb=B* vrf *k m3/h 232.891      
Abgasquer.,Fläche m2 4,313      
Abgasquer., d m 2,34 A=Pi*r*r     
Rf = B * vrf m3/h 143.520 Feucht     
Bei zwei Linien  256.518 trocken     
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Anhang 2 
Regelungen zur Inputkontrolle, basierend auf dem 

Genehmigungsbescheid der EBS-Verbrennungsanlage in Rheinberg 
(zuständig: Bezirksregierung Düsseldorf) 

Die Regelungen setzen die Festlegung von maximal Schadstoffgehalten 
(beispielsweise die im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsantrag  
enthaltenen maximalen Stoff- und Schadstoffkonzentration) voraus. Darüber 
hinaus ist die Festlegung eines so genannten Praxiswertes erforderlich, der 
einer Schadstoffkonzentration entspricht, die in der Regel von den 
angelieferten Abfällen eingehalten wird (der Praxiswert im 
Genehmigungsbescheid von Rheinberg entspricht circa 60% des 
Maximalwertes). 

Probenahme 

Der Anlieferbereich ist mit einer geeigneten festen Einrichtung zur 
Beprobung der Abfalllieferantenfahrzeuge auszustatten. Jeweils eine 
Anlieferung je Lieferant und je Anlieferung ist zufallsgeneriert aus einem 
Kollektiv von fünf hintereinander folgenden Anlieferungen (circa eine Probe je 
100 t) zur Erprobung auszuwählen. Dazu sind an mehreren Stellen 
Einzelproben aus dem ausgewählten Anlieferfahrzeug zu entnehmen, die zu 
einer Mischprobe zusammengefasst werden. Jede Probe muss ein Volumen 
von mindestens 10 l aufweisen. Aus den entnommenen Proben ist jeweils 
eine Rückstellprobe in Anlehnung an LAGA PN 98 zu gewinnen (unter 
anderem Homogenisieren, Teilen und Verjüngen), zu datieren und 
aufzubewahren. Aus einem Kollektiv von fünf zeitlich aufeinander folgenden 
Rückstellproben eines jeden Lieferanten ist zufallsgeneriert jeweils eine 
Rückstellprobe zur Analyse auszuwählen (eine Analysenprobe auf zirka 500 
t). Die ausgewählten Analyseproben sind hinsichtlich der im Genehmigungs-
antrag Kap. 3.1 aufgeführten Parameter durch ein gemäß LAbfG zugelass-
enes Analyseinstitut zu analysieren. 

Zu jeder Analysenprobe ist eine Analysenrückstellprobe zu nehmen. 
Sämtliche Rückstellproben sind mindestens sechs Monate, gerechnet ab 
Probenahmetermin, aufzubewahren. 

Die Parameter PCT und PCB sind in jeder zweiten der ausgewählten Proben 
untersuchen zu lassen. 

Probeaufbereitung 

Grundsätzlich soll das Mikrowellen-Druckaufschlussverfahren mit Königs-
wasser zur Anwendung kommen, soweit nicht der Nachweis erbracht ist, 
dass ein anderes Verfahren zu vergleichbaren Ergebnissen kommt oder für 
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einzelne Spurenelemente das Mikrowellen-Druckaufschlussverfahren mit 
Salpetersäure geeigneter ist. 

Bewertung der analysierten Proben 

Die Grenzwerte für Schadstoffgehalte im Abfallinput sind dann eingehalten, 
wenn jede untersuchte Probe 

- die Praxiswerte oder 

- sämtliche Analysenwerte der Deklarationsanalyse des jeweiligen 
Abfallerzeugers nicht überschreitet. 

Liegt für eine Analysenprobe eine Überschreitung eines Praxiswertes oder 
eines Wertes der Deklarationsanalyse vor, sind die restlichen Rückstände-
proben des letzten 5er-Kollektives zu Analyseproben aufzuarbeiten und 
hinsichtlich des kritischen Parameters zu analysieren. Aus den Analyseer-
gebnissen des letzten 5er-Kollektivs wird das 50% Perzentil (Medianwert) 
gebildet und mit dem Praxiswert beziehungsweise Deklarationsanalysenwert 
verglichen. Liegt der Medianwert unter dem Praxiswert beziehungsweise 
Deklarationsanalysenwert, erfolgen keine weiteren Maßnahmen. 

Sofern der Medianwert (50% Perzentil) den Praxiswert oder Deklarationsana-
lysenwert überschreitet, ist für sämtliche Analysenergebnisse des 
zurückliegenden Monats hinsichtlich des kritischen Parameters das 90% 
Perzentil zu bilden. (Sollten in dem zurückliegenden Monat weniger als 10 
Analysenergebnisse vorliegen, so ist der rückwärtig betrachtete Zeitabschnitt 
entsprechend auszudehnen). 

Sofern das 90%-Perzentil den Maximalwert überschreitet, sind die übrigen 
Rückstellproben des auffälligen Lieferanten für den zurückliegenden Monat 
zu Analysenproben aufzuarbeiten und hinsichtlich des kritischen Parameters 
zu analysieren und festzustellen, ob die Überschreitung des Maximalwertes 
systematisch ist oder ob ein einzelner Ausreißer vorliegt. 

Sofern für eine Analysenprobe unmittelbar eine Überschreitung eines Maxi-
malwertes vorliegt, sind die letzten fünf Rückstellproben sowie die folgenden 
fünf Rückstellproben des auffälligen Lieferanten zu Analysenproben aufzu-
arbeiten und hinsichtlich des kritischen Parameters zu analysieren. Aus den 
Analyseergebnissen ist das 90% Perzentil des kritischen Parameters zu 
ermitteln und festzustellen, ob die Überschreitung des Maximalwertes 
systematisch ist oder ob ein einzelner Ausreißer vorliegt. 

Sofern ein Maximalwert überschritten ist und eine systematische Über-
schreitung festgestellt wird, ist der Abfall des jeweiligen Abfalllieferanten 
zurückzuweisen und einer geordneten Entsorgung zuzuführen. Der Ersatz-
brennstoff darf solange nicht angenommen werden, bis die Qualität 
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wiederhergestellt ist. Die Überwachungsbehörde ist in Fällen einer Über-
schreitung des Maximalwertes unverzüglich zu informieren. 

Die Ergebnisse der Analysen sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren 
und der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

Probenahme  

Die Probenahme zur Erstellung der Analyse hat den Anwendungen an LAGA 
PN 98 zu erfolgen. Auf dem Analyseprotokoll ist die Menge der 
entnommenen Probe und der Probennehmer zu vermerken. Für die 
Herstellung der Analyseprobe wird auf die DIN 19747 hingewiesen. 

Die Probe ist durch eine(n) qualifizierte(n) Mitarbeiter(in) des Betreibers der 
Entsorgungsanlage oder eine(n) qualifizierte(n) Beauftragte(n) des Betreibers 
der Entsorgungsanlagen zu entnehmen. Die Analyse ist von einem Fach-
labor durchzuführen. 

Analyse 

Die zu beprobenden Parameter müssen im Rahmen der Qualitätskontrolle 
der Ersatzbrennstoffe von einem zugelassenen Labor analysiert werden. 

Aufbewahrung der Rückstellproben 

Die Rückstellproben sind separat und ordnungsgemäß in einem Gebäude 
aufzubewahren. 
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